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Doris Cornelsen

Die Wirtschaft der DDR 1981-1985
Bilanz des Fünfjahrplans

I. Ausgangslage und die „ökonomische Strategie für die achtziger Jahre“

In den siebziger Jahren hatte die DDR-Wirt-
schaft ein relativ kräftiges und stabiles Wachstum 
zu verzeichnen. Dies konnte erreicht werden, ob-
wohl das Arbeitsvolumen (Beschäftigte x durch-
schnittliche Arbeitszeit) kaum gestiegen ist. Aus-
schlaggebend war die Entwicklung der beiden 
anderen primären Produktionsfaktoren: Anlage-
vermögen und Materialeinsatz. Die Investitions-
tätigkeit hat — wenn auch mit Schwankungen — 
im Verlauf des Jahrzehnts ständig zugenommen; 
das gleiche gilt für den Materialverbrauch. Wie 
die statistische Berichterstattung über das produ-
zierte Nationaleinkommen nach Brutto- und 
Nettobestandteilen zeigt, war die Zunahme des 
Materialverbrauchs damals sogar größer als die 
der Netto-Produktion. Parallel zum steigenden 
Materialverbrauch verlief die Entwicklung der 
Importe. Die DDR ist ein hochindustrialisiertes, 
aber rohstoffarmes Land, das rund 60 v. H. der 
notwendigen Rohstoffe einführen muß.
Zu Beginn der siebziger Jahre waren steigende 
Importe noch kein Problem. Sie konnten weitge-
hend mit Exporten finanziert werden. Diese 
Konstellation hat sich jedoch im Verlauf des 
Jahrzehnts entscheidend verändert. Ende 1973 
gab es den ersten „Ölpreisschock“, der eine er-
hebliche Steigerung der Weltmarktpreise auch 
für andere Rohstoffe einleitete. Die Entwicklung 
der Fertigwarenpreise blieb hinter der Steigerung 
der Rohstoffpreise zurück, so daß sich die Terms 
of Trade der DDR (Veränderung der Ausfuhr-
preise in Relation zur Veränderung der Einfuhr-
preise) verschlechterten. Dies wurde zuerst im 
Westhandel akut; nach der Veränderung der 
Preisbildungsprinzipien im RGW-Raum (1975) 
dann auch im Handel mit der Sowjetunion, die 
der größte Rohstofflieferant der DDR ist.
Seitdem hat die DDR ihre Importe nicht mehr 
voll aus den Exporterlösen bezahlen können, 
sondern zum Teil durch Kredite finanziert. 
Schon 1970 hatte sie ein Defizit im Westhandel, 
seit 1975 zudem ein Defizit gegenüber der So-
wjetunion. Der Netto-Schuldenstand gegenüber 

dem westlichen Ausland erhöhte sich in der zwei-
ten Hälfte der siebziger Jahre mit jährlichen Ra-
ten von mehr als 20 v. H.; das Handelsbilanzdefi-
zit gegenüber der Sowjetunion belief sich in den 
Jahren 1975 bis 1980 (nach der sowjetischen Sta-
tistik) auf insgesamt 2,5 Mrd. Transfer-Rubel 
(TRbl.).

Eine Fortschreibung dieser Entwicklung ist 1980 
vom Wiener Institut für Internationale Wirt-
schaftsvergleiche in einer Untersuchung vorge-
legt worden. Sie zeigte für die Zukunft kumu-
lierte Leistungsbilanzdefizite in geradezu schwin-
delerregender Höhe. Es ist nicht auszuschließen, 
daß die Planungsinstanzen der DDR ähnliche 
Projektionen durchgerechnet haben. Jedenfalls 
schlug das Politbüro im Bericht an die 11. Ta-
gung des Zentralkomitees der SED Ende 1979 — 
zu Beginn des zweiten Ölpreisschocks — gera-
dezu dramatische Töne an: „Wir haben es nicht 
nur mit einer weiteren Verschärfung der ohnehin 
komplizierten Situation zu tun. Es entsteht für 
uns eine neue Lage.“

Als Konsequenz mußten das Leistungsbilanzdefi-
zit verringert, in absehbarer Zeit Überschüsse er-
wirtschaftet werden. Dazu war es notwendig, die 
Importsteigerung zu drosseln und das Export-
wachstum zu erhöhen. Beides verringerte die im 
Inland für Produktion und Verwendung zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen. Das wirtschaftli-
che Wachstum konnte nicht mehr — wie in den 
siebziger Jahren — auf proportional oder sogar 
überproportional steigendem Materialeinsatz 
und Anlagevermögen basieren. Das bedeutete 
neue Ansätze für die Weiterentwicklung. „Ange-
sichts der realen Gegebenheiten konnte es nicht 
nur darum gehen, die Steigerung der Produktion 
gewissermaßen auf die bisherige Weise fortzu-
schreiben.“ (Erich Honecker).

In dieser Situation entwickelte die DDR ihre 
„ökonomische Strategie für die achtziger Jahre“, 
deren zehn Punkte Erich Honecker im Bericht 
des Zentralkomitees der SED auf dem X. Partei-



tag (April 1981) dargelegt hat. Darin wird festge-
stellt, daß in der DDR auch in den achtziger Jah-
ren ein hohes und stabiles wirtschaftliches 
Wachstum durchgesetzt werden soll. Dies sollte 
aber nicht mit wachsender Kapitalausstattung 
und steigendem Materialeinsatz erreicht werden, 
sondern mit konstanten Inputs, durch umfas-
sende und konsequente „Intensivierung“: Alle 
Möglichkeiten zur Verbesserung der Relation 
zwischen Aufwand und Ertrag, zur Rationalisie-
rung und Produktivitätssteigerung sollten genutzt 
werden. Die Kernpunkte der ökonomischen Stra-
tegie waren:
— die Beschleunigung des wissenschaftlich-tech-
nischen Fortschritts;
— die Senkung des spezifischen Produktionsver-
brauchs;
— eine Investitionspolitik, die mehr auf Moder-
nisierung als auf neue Investitionen abstellte; 
und
— die Erhöhung der Arbeitsproduktivität.
Allerdings erwartete die Wirtschaftsführung kei-
nen Übergang zur „Intensivierung“ im Selbstlauf.

Vielmehr wurde mit einer Fülle von gesetzlichen 
Änderungen des System der Leitung und Pla-
nung umgestaltet. ,
Ein Resümee der seit der Wende von den siebzi-
ger zu den achtziger Jahren beschlossenen Maß-
nahmen wurde auf-der wirtschaftswissenschaftli-
chen Konferenz der DDR im Herbst 1983 gezo-
gen. Im großen Einleitungsreferat von Günter 
Mittag, dem für Wirtschaftsfragen zuständigen 
Mitglied des Politbüros, wie auch in zahlreichen 
Diskussionsbeiträgen wurden als wichtigste 
Punkte die Kombinatsbildung und die „weiteren 
Maßnahmen zur Vervollkommnung der Leitung, 
Planung und wirtschaftlichen Rechnungsfüh-
rung“ genannt. An dieser Formulierung ist be-
merkenswert, daß der Begriff „wirtschaftliche 
Rechnungsführung“ gleichrangig neben das Be-
griffspaar „Leitung und Planung“ gestellt worden 
ist. Wirtschaftliche Rechnungsführung im soziali-
stischen System verbindet Rechnungswesen und 
betriebliche Erfolgskontrolle mit staatlicher Pla-
nung und indirekter Steuerung. Ihr jetzt hervor-
gehobener Stellenwert kennzeichnet die neue 
Rolle des Kosten-Ertrags-Denkens.

II. Wirtschaftssystem: Reform in kleinen Schritten1)

1) Vgl. Doris Cornelsen / Manfred Melzer / Angela 
Scherzinger, DDR-Wirtschaftssystem: Reform in klei-
nen Schritten, in: Deutsches Institut für Wirtschaftsfor-
schung (Hrsg.), Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsfor-
schung, (1984) 2.

2) Maria Haendcke-Hoppe, Außenwirtschaftsreform 
und Außenwirtschaftsmonopol, in: Forschungsstelle 
für gesamtdeutsche wirtschaftliche und soziale Fragen 
(Hrsg.), FS-Analysen, (1985) 5, S. 5 ff.

1. Die organisatorische Veränderung durch die 
Bildung von Kombinaten

1979/80 wurde die Organisation der DDR-Indu-
strie entscheidend verändert. Der dreistufige Auf-
bau — zwischen den einzelnen volkseigenen Be-
trieben (VEB) und den Industrieministerien gab 
es eine mittlere Leitungsebene, die Vereinigung 
volkseigener Betriebe (WB) — wurde abge-
schafft. Die Industriebetriebe wurden nach Pro-
duktionschwerpunkten zu großen Kombinaten 
zusammengefaßt und diese dem zuständigen In-
dustrieminister unterstellt. Außerdem wurden die 
Kombinate durch wichtige Funktionsbereiche er-
gänzt:
— Forschungsbetriebe, die früher überwiegend 
außerhalb der Produktionsbetriebe standen, wur-
den in die Kombinate einbezogen. Davon erwar-
tet man eine praxisnähe Aufgabenstellung und 
eine schnelle Überführung der Forschungsergeb-
nisse in die Produktion.
— Zulieferbetriebe wurden in die Kombinate 
eingegliedert oder im Kombinatsrahmen neu er-

richtet. Das soll den ständigen Engpaß bei den 
Zulieferungen beseitigen.
— Schließlich wurden die Außenhandelsbefug-
nisse der Kombinate erweitert, um die Exporter-
gebnisse zu verbessern.

Für die Außenwirtschaft hat die Kombinatsre- 
form besonders große Änderungen gebracht2). 
Die strikte organisatorische Trennung zwischen 
Industrie und Außenhandel wurde beseitigt. Der 
früheren starren, zentralistisch aufgebauten Au-
ßenhandelsorganisation mit 30 bis 35 fast aus-
schließlich dem Ministerium für Außenhandel 
unterstellten Außenhandelsbetrieben (AHB) steht 
heute eine differenzierte Absatzorganisation von 
64 spezialisierten AHB gegenüber. Davon sind 23 
in Kombinate teilintegriert und die meisten übri-
gen den Industrieministerien unterstellt; von die-
sen wurden 12 in 61 Außenhandelsbereiche (Fir-
men) aufgegliedert und Kombinaten zugeordnet. 
Damit gibt es auf der Kombinats- und Betriebs-
ebene jetzt neue Entscheidungs- und Mitsprache- 
rechte und eine neue Verantwortung bei der Er-
füllung der Außenhandelspläne.



Ziel der gesamten Organisationsreform war es, 
den Produktionsprozeß im Kombinat von der 
Forschung bis zu Produktion und Absatz unter 
eine einheitliche Leitung zu stellen. Gegenwärtig 
zählt die zentralgeleitete Industrie der DDR 
— 132 Kombinate
— mit jeweils 20 bis 40 Betrieben
— mit durchschnittlich 25 000 Beschäftigten je 
Kombinat.

Die bezirksgeleitete Industrie wurde auch in 
Form von Kombinaten organisiert. Inzwischen 
gibt es hier 93 Kombinate mit durchschnittlich 
knapp 2 000 Beschäftigten. Die einzelnen zu 
Kombinaten zusammengeschlossenen Betriebe 
bleiben — laut Kombinatsverordnung — recht-
lich selbständige Einheiten und verfügen über ei-
gene finanzielle Fonds. Der Generaldirektor hat 
jedoch im Vergleich zum Generaldirektor der 
früheren Vereinigung volkseigener Betriebe grö-
ßere Eingriffsrechte in das betriebliche Gesche-
hen, er entscheidet über" Planvorgaben, beein-
flußt die Verwendung der erwirtschafteten Mit-
tel, führt Zusammenlegungen und Verlagerungen 
von Kapazitäten durch und verfügt über be-
stimmte zentrale Fonds bei der Kombinatslei- 
tung. Damit ist der Handlungsspielraum der 
Kombinatsdirektoren relativ groß; die Stellung 
der einzelnen Betriebe ist geschwächt worden.

2. Direkte Steuerung

Unter direkter Steuerung wird die zentrale Volks-
wirtschaftsplanung verstanden, als deren Ergeb-
nis unmittelbar verbindliche Auflagen für die 
Kombinate und Betriebe entstehen. Das tragende 
Gerüst der direkten Steuerung sind die Plankenn-
ziffern, die Normen und Normative sowie die 
Bilanzierung.

Plankennziffern sind das zentrale Instrument zur 
Lenkung des Produktionsprogramms und dienen 
zugleich der Erfolgskontrolle. Gegenwärtig gel-
ten für die Jahresplanung (der zentralgeleiteten 
Industrie, einschließlich Unterpositionen) etwa 
90 Kennziffern. Trotz langjähriger Diskussionen 
zum Thema Effizienzrechnung dominierte in der 
Planung und Abrechnung bis Ende der siebziger 
Jahre die industrielle Warenproduktion (Brutto-
produktion), wenn auch ihre Nachteile — Mate-
rialverschwendung, aufgeblähte Kooperation — 
unbestritten waren. Als neues Steuerungskonzept 
wurden seit 1980 mehrere „Hauptkennziffern der 
Leistungsbewertung“ in Verbindung mit „weite-
ren wichtigen qualitativen Kennziffern“ aus der 
Gesamtsumme aller Kennziffern herausgehoben. 
Die industrielle Warenproduktion wurde 1983 als 
Hauptkennziffer abgelöst; sie ist aber immer 

noch eine wichtige Größe für die volkswirtschaft-
liche Planung.
Seit der Planausarbeitung 1984 gelten als 
„Hauptkennziffern“: Nettoproduktion, Nettoge-
winn, Erzeugnisse und Leistungen für die Bevöl-
kerung, Export. Die „weiteren wichtigen qualita-
tiven Kennziffern“ beziehen sich auf Arbeitspro-
duktivität, Kosten, insbesondere die Materialko-
sten, sowie auf Qualität und Neuentwicklung. 
Die Nettoproduktion ist ein Indikator für die 
eigene Leistung des Betriebes (Produktion abzüg-
lich Materialverbrauch und Abschreibung). Der 
Nettogewinn gilt darüber hinaus als „zusammen-
hängender Ausdruck der Effektivität des gesam-
ten Reproduktionsprozesses“. Er zeigt die Diffe-
renz zwischen Kosten (einschließlich Lohnko-
sten) und Erlösen und entsteht erst nach dem 
Verkauf der Produkte; er kann also als Indikator 
für bedarfsgerechte Produktion angesehen wer-
den.

Zur Planung und Kontrolle eines sparsamen Ma-
terialverbrauchs gibt es Normative und Normen. 
Normative des Materialverbrauchs sind staatlich 
verbindliche Planauflagen; sie bestimmen die 
Obergrenzen für den spezifischen Materialver-
brauch. Normen des Materialverbrauchs werden 
auf Betriebsebene ermittelt und sind Grundlage 
für die Festlegung der Normative. Mit neuen Re-
gelungen wurden inzwischen straffe Anweisun-
gen für die Ausarbeitung, die Kontrolle und den 
Verbindlichkeitsgrad der bestätigten Normen 
und Normative gegeben.

Die Koordinierung, die in der Marktwirtschaft 
durch direkte Kontakte zwischen den Wirt-
schaftseinheiten zustand? kommt, wird in der 
Planwirtschaft durch ein gesamtwirtschaftliches 
Bilanzierungssystem hergestellt. Parallel zur Fest-
legung der Planziele werden Aufkommen und 
Verwendung in einem System von Güterbilan-
zen, den sogenannten Material-, Ausrüstungs- 
und Konsumgüterbilanzen (MAK-Bilanzen), er-
faßt und einander mit dem Ziel gegenüberge-
stellt, eine volkswirtschaftlich optimale Bedarfs-
deckung sicherzustellen und knappe Ressourcen 
zu kontingentieren. Bei der Bilanzierung werden 
verbindliche Entscheidungen über Produktion 
und Absatz der Betriebe und Kombinate für die 
kommende Planperiode gefällt. Anfang der acht-
ziger Jahre wurden neue Bilanztypen entwickelt 
und der Einfluß der zentralen Instanzen auf die 
Bilanzen gestärkt. ,

Zur direkten Steuerung in ihrer neuen Ausgestal-
tung gehören noch zahlreiche Einzelregelungen, 
z. B. für Investitionen, für Wissenschaft und 
Technik, für einzelne Wirtschaftsbereiche (insbe-
sondere das Transportwesen).



3. Die indirekte Steuerung
Unter indirekter Steuerung versteht man ein In-
strumentarium, das an finanzielle Größen an-
knüpft und die Betriebe über Gewährung oder 
Entzug von Vorteilen zum staatlich gewünschten 
Verhalten veranlaßt. Für diese Instrumente 
wurde in der DDR in der Phase des Neuen Öko-
nomischen Systems (NÖS) der Begriff „ökonomi-
sche Hebel“ geprägt. Derzeit ist der Ausdruck 
„materielle Interessiertheit“ häufiger. Zu den In-
strumenten gehören Kosten, Gewinn und Ge-
winnverwendung, Kredite, Preise und betriebli-
che Fonds. Mit dem Vorrang des Kosten-Ertrags- 
Denkens seit Beginn der achtziger Jahre wurde 
die indirekte Steuerung aufgewertet.
Ansatzpunkt für die stimulierende Wirkung der 
indirekten Steuerung ist der Nettogewinn der Be-
triebe. Ein stark vereinfachtes Schema zeigt seine 
Entstehung:

Erlöse
7. Kosten
= Bruttogewinn
7. Produktionsfondsabgabe (Steuer auf das An-

lagevermögen, brachte 1984 rund 12 v. H. der 
Staatseinnahmen)

= Nettogewinn
7. Nettogewinnabführung (brachte 1984 rund 

19 v. H. der Staatseinnahmen)
= Nettogewinn der Betriebe.
Aus dem Nettogewinn der Betriebe wird u. a. der 
Prämienfonds gespeist, aus dem die Jahresend-
prämie und andere Prämien an die Beschäftigten 
gezahlt werden. Betrieb und Beschäftigte haben 
mithin großes Interesse an einem ausreichenden 
Nettogewinn.
Durch Variation der Komponenten des Nettoge-
winns (z. B. Rohstoffpreise, Zinsen, Bruttoge-
winnspannen, Steuersatz für die Produktions-
fondsabgabe und die Nettogewinnabführung) 
kann man die Betriebe zu rationeller Materialver-
wendung, Einführung neuer Produkte und plan-
gerechtem Verhalten veranlassen, weil sie nur auf 
diese Weise ihren Nettogewinn erwirtschaften 
können. Dieser Zusammenhang wird jetzt stärker 
ausgenutzt:
— Schon seit 1976 werden die Betriebspreise für 
Rohstoffe und Vorfabrikate in Abständen er-
höht;
— der Beitrag für gesellschaftliche Fonds, eine 
Art Lohnsummensteuer in Höhe von 70 v. H. des 
Lohnfonds (zahlbar für die Industrie ab 1984), 
soll den rationellen Einsatz der Arbeitskräfte för-
dern;
— bei der Kreditgewährung werden die Zinsen 
(als Kostenfaktor) stärker variiert als vorher;
— es gibt Gewinnzuschläge für neue Erzeugnisse 
und Gewinnabschläge für veraltete;

— die Regelungen für die Produktionsfondsab-
gabe sehen nunmehr eine Art Strafzins z. B. für 
verspätet realisierte Investitionsprojekte und 
überhöhte Lagerbestände vor;
— bei der Ermittlung des Nettogewinns für die 
Betriebe wurden die Vorschriften differenzierter, 
z. B. erhalten sie vom „überbotenen Plangewinn“ 
einen höheren Anteil.
So ergibt sich insgesamt eine vorsichtige Aufwer-
tung der Rolle des Gewinns. Allerdings sind die 
Gewinnverwendungsmöglichkeiten für die Be-
triebe nach wie vor sehr begrenzt.

4. Kontrolle

Wie in jeder hierarchisch gegliederten Organisa-
tion müssen auch die zentralen Instanzen in der 
DDR in der Lage sein, die Leistungen der nach-
geordneten Einheiten zu überwachen und zu be-
werten. Die Kontrolle über das plankonforme 
Verhalten ist ein wesentlicher Teil des gesamten 
Systems.
Als Gegengewicht zum Machtzuwachs der Kom-
binate, aber auch zur Effizienzüberwachung sind 
die Kontrollmechanismen inzwischen verschärft 
worden. Neue Kontrollorgane wurden geschaf-
fen und die Kompetenzen vorhandener erweitert. 
Dies gilt insbesondere für die Kontroll- und Ana-
lysentätigkeit des Hauptbuchhalters, für die zahl-
reichen Inspektionen, die Qualitätskontrolle und 
die Kontrolle durch den Bankapparat.
Mit der Jahresrechenschaftslegung wird das ge-
samte Spektrum der „Intensivierungsstrategie“ 
überprüft und die Kontrollergebnisse verschie-
dener Organe zusammengefaßt.
Mit der Variation der einzelnen Bestandteile von 
Organisation, direkter Steuerung, indirekter 
Steuerung und Kontrolle wurde in vielen kleinen 
Schritten eine andere Qualität im Wirtschaftsme-
chanismus erreicht. Die heutigen Methoden der 
„Leitung, Planung und wirtschaftiichen Rech-
nungsführung“ haben mit ihrer Betonung des 
Kosten-Ertrags-Denkens das Ziel, das Prinzip 
der Optimierung an die Stelle des Prinzips der 
Maximierung zu setzen.
Zwar dürfen die weiterhin bestehenden Schwach-
stellen nicht übersehen werden. Auch der neue 
Mechanismus des „Intensivierungsmodells“ kann 
die oft beschworene Intefessenidentität von Pro-
duktionseinheiten und gesamter Volkswirtschaft 
(„Was für die Volkswirtschaft von Nutzen ist, das 
muß auch für die Kombinate und Betriebe vor-
teilhaft sein“) nicht durchsetzen. Aber insgesamt 
ist der jetzige Wirtschaftsmechanismus für die 
Lösung der anstehenden Probleme angemessener 
und leistungsfähiger als das System der siebziger 
Jahre.



III. Planung und unerwartete Probleme

Der Fünfjahrplan 1981 bis 1985, von der Volks-
kammer erst am Ende des ersten Jahres seiner 
Laufzeit, am 3. Dezember 1981, verabschiedet, 
sah in der Hauptsache vor:
— Beschleunigung des wirtschaftlichen Wachs-
tums von 4,1 v. H. im Durchschnitt der Jahre 
1976 bis 1980 auf 5,1 v. H. jährlich.
— Senkung des spezifischen Verbrauchs „volks-
wirtschaftlich wichtiger“ Energieträger, Roh- 
und Werkstoffe um 6,1 v. H. jährlich. Wie verlau-
tet, umfassen sie 58 vor allem importierte Pro-
dukte mit einem Anteil von 70 v. H. am gesamten 
Materialeinsatz.
— Im gesamten Wachstumskonzept hatte die 
Forderung nach Strukturveränderungen ein ganz 
besonderes Gewicht. Produkte von höherem Ver-
edlungsgrad, höherer Qualität und höherer Devi-
senrentabilität sollten entwickelt werden. Die Mi-
kroelektronik und die Automatisierungstechnik 
sollten die produktive Basis der gesamten Volks- 
wirtchaft umgestalten. Gleichzeitig war ein zwei-
ter Strukturwandel ganz anderer Art vorgesehen: 
die Rückkehr zu heimischen Rohstoffen, insbe-
sondere zur Braunkohle, um die Einfuhrabhän-
gigkeit zu verringern.
— Die Ziele für den Außenhandel ergaben sich 
nicht unmittelbar aus dem veröffentlichten Plan; 
dessen Angaben zum Außenhandel waren sogar 
ausgesprochen kärglich. Weniger als ein Zwan-
zigstel des veröffentlichten Textes war ihm ge-
widmet, wobei überwiegend die Bedeutung der 
„sozialistischen ökonomischen Integration“ ge-
würdigt wurde. Daß in diesem Fünfjahrplan eine 
Konsolidierung im Außenhandel vorgesehen 
war, ergibt sich jedoch aus der Konstellation der 
Zuwachsraten: Die Produktion sollte um reich-
lich 5 v. H. steigen, die inländische Verwendung 
(Investitionen und Einzelhandelsumsatz zusam-
mengenommen) nur um etwa 2 v. H..
— Eine wichtige wirtschaftspolitische Entschei-
dung wurde für die Verwendung der im Inland 
verfügbaren Güter getroffen. Für die Investitio-

nen war ein Rückgang um durchschnittlich jähr-
lich 2 v. H. angesetzt, für den Einzelhandelsum-
satz dagegen annähernd eine Fortsetzung der frü-
heren Entwicklung ( + 3,7v. H. mehr pro Jahr). 
Die Knappheit im Inland sollte also im wesentli-
chen zu Lasten der Investitionstätigkeit gehen 
und nicht zu Lasten der Bevölkerung. Dazu paßt, 
daß der Zusammenhang zwischen Leistungsbe-
reitschaft und Versorgung häufig hervorgehoben 
wurde.
Unvorhergesehene Probleme verschärften zu Be-
ginn des Fünfjahrplanzeitraums die Lage. Die in-
ternationale Finanzierungssituation veränderte 
sich: Das Kapitalangebot wurde geringer, die 
Kapitalnachfrage größer, das Zinsniveau stieg. 
Nach der faktischen Zahlungsunfähigkeit von 
Polen und Rumänien im Jahr 1981, nach dem 
Wegfall der „Regenschirmtheorie“ (daß bei Zah-
lungsschwierigkeiten eines RGW-Landes die So-
wjetunion Hilfe leistet), versiegten auch für die 
DDR die Kreditmöglichkeiten bei westlichen 
Banken fast völlig. Ende 1981 teilte die Sowjet-
union mit, daß sie ihre in langfristigen Handels-
abkommen festgelegten Lieferungen an Erdöl um 
rund 10v. H. kürzen werde. Der Fünfjahrplan 
war damit in einigen wesentlichen Teilen schon 
zum Zeitpunkt seiner Verabschiedung von den 
Ereignissen überholt. Der Zwang zur Konsolidie-
rung im Westhandel war noch größer, die 
Knappheit an Ressourcen noch drückender. 
Nach den Planungsregeln der DDR wird ein 
Fünfjahrplan aber nicht neu gefaßt, auch dann 
nicht, wenn sich die Rahmenbedingungen verän-
dert haben. Die notwendigen Anpassungen an 
die neuen Bedingungen werden über die Jahres-
volkswirtschaftspläne vorgenommen.

Das bedeutet — und es ist wichtig, dies festzuhal-
ten —, daß Erfolg oder Mißerfolg der Wirt-
schaftsentwicklung zu Beginn der achtziger Jahre 
nicht allein am Grad der Erfüllung oder Nichter-
füllung der Ziele des Fünfjahrplans beurteilt wer-
den können, sondern am Grad der Bewältigung 
der Probleme.

IV. Ziele, Maßnahmen und Ergebnisse

Ende 1981 wurden die neuen Probleme bei der 
3. Tagung des Zentralkomitees der SED (20. No-
vember 1981) ausgesprochen: ...... daß wir mit
noch weniger Rohstoffen und Material als zum 
X. Parteitag angenommen, seine volkswirtschaft-
liche ... Direktive verwirklichen wollen, (stellt) 
hohe Ansprüche an die Leitung der volkswirt-
schaftlichen Prozesse ...“ (Erich Honecker).

Knappheit an Ressourcen, Anpassungs- und 
Umstellungsschwierigkeiten hinterließen seitdem 
deutliche Spuren. Besonders kritisch war das 
Jahr 1982, als sich die restriktive Haltung der 
westlichen Banken zuspitzte. Die DDR reagierte 
mit einer zum Teil drastischen Reduzierung von 
Westimporten bei gleichzeitiger Exportsteige-
rung. Die Konsequenz waren Versorgungslücken 



und Engpässe im Inland sowie eine Abschwä-
chung des Wirtschaftswachstums auf weniger als 
3 v. H.. Der weitere Verlauf des Fünfjahrplanzeit-
raums war indessen günstiger. Besonderes Kenn-
zeichen der gesamten Fünfjahrplanperiode waren 
die Veränderungen in den Produktionsbedingun-
gen und die Strukturwandlungen in den einzel-
nen Bereichen.

I. Energiewirtschaft

Die erste Ölpreissteigerungswelle auf dem Welt-
markt (1973/74) hatte aufgrund der Lieferver-
träge mit der Sowjetunion noch keine verstärkten 
Energiesparmaßnahmen in der DDR ausgelöst. 
Nach dem erneuten Ölpreissprung 1979/80 
wurde die Energiewirtschaft aber geradezu zum 
Zentrum der neuen Strategie. Zwei Ziele standen 
im Mittelpunkt:
— Senkung des spezifischen Energieverbrauchs 
(Vorgabe des Fünfjahrplans: Konstante Menge 
an Energie bis 1985);
— Ausweitung der Förderung und des Einsatzes 
von Braunkohle. (Förderziel im Fünfjahrplan für 
1985: 290 Mill. t).
Diese beiden Ziele kollidieren übrigens miteinan-
der. Die Braunkohle hat einen relativ niedrigen 
energetischen Wirkungsgrad. Transport und Um-
wandlung erfordern im Vergleich zu Erdöl einen 
höheren Energieeinsatz. So wird bei steigendem 
Braunkohlenanteil die Energieeinsparung schwe-
rer.
1979 wurde eine Zentrale Energiekommission 
beim Ministerrat gebildet. Im gleichen Jahr 
wurde begonnen, den Energieverbrauch als staat-
liche Plankennziffer vorzugeben. Im darauffol-
genden Jahr, 1980, wurde eine Energieverord-
nung verabschiedet, nach der die Nutzung der 
sogenannten Anfallenergie gesetzliche Pflicht ist. 
Normen und Normative wurden bestimmt und 
überarbeitet. Eine Energieinspektion der Zentra-
len Energiekommission kontrolliert seitdem die 
Durchführung der Beschlüsse. Neben Zwangsgel-
dern, Ordnungsstrafen und Sanktionen gibt es 
auch individuelle Prämien für Sparerfolge.
Außerdem wurden die Betriebspreise für Energie 
erheblich erhöht. Erste Veränderungen gab es 
schon 1976. Nach einer DDR-Quelle wurde bis 
1985 — bezogen auf 1979 — das Preisniveau für 
die Importenergie Heizöl und Steinkohle um 
rund 50 v. H., für Stadtgas und Erdgas um rund 
ein Drittel und für Braunkohle, Elektroenergie 
und Fernwärme um 12 v. H. angehoben. Der pri-
vate Verbraucher hat dagegen die Energieverteu-
erungen nicht zu spüren bekommen. Als einziges 
RGW-Land hat die DDR die Preise und Tarife 
für den Energieverbrauch der privaten Haushalte 
im Beobachtungszeitraum nicht verändert.

Auf Grund dieser Vielzahl von administrativen 
Maßnahmen konnte von 1980 bis 1983 der Pri-
märenergieverbrauch absolut gesenkt werden, — 
und das bei einem Wirtschaftswachstum von 
rund 4 v. H. Erst 1984 kam es wieder zu einem 
nennenswerten Verbrauchsanstieg. Die Erfolge 
sind allerdings auch durch die in der DDR be-
klagte wenig effiziente Energieverwendung be-
günstigt worden. Der Primärenergieverbrauch je 
Einwohner lag noch 1984 mit 216 PJ um 20 v. H. 
über dem Niveau der Bundesrepublik, obwohl 
die DDR beim realen Sozialprodukt je Einwoh-
ner nur etwa drei Viertel der westdeutschen Lei-
stung erreicht.
Die größten Einsparungen sind im Industriebe-
reich erzielt worden, auf den rund die Hälfte des 
gesamten Verbrauchs an Endenergie (Gebrauchs-
energie) entfällt. Der Verbrauch war hier 1984 
nicht höher als 1980. Einsparungen gab es auch 
im Verkehrswesen. Stark expandiert haben dürfte 
jedoch der Energieverbrauch der privaten Haus-
halte. Damit verlief die Entwicklung anders als 
zum Beispiel in der Bundesrepublik Deutsch-
land, wo die Energieeinsparungen der letzten 
Jahre insbesondere im privaten Sektor erbracht 
worden sind.
Der Anteil von Braunkohle hat sich bemerkens-
wert erhöht. 1984 wurden in der DDR knapp 300 
Mill, t Braunkohle gefördert, womit Braunkohle 
jetzt einen Anteil von 72 v. H. am gesamten Pri-
märenergieverbrauch erreicht hat. Der Heizölver-
brauch der DDR soll demgegenüber bis 1984 auf 
weniger als 20 v. H. des Verbrauchs von 1978 ge-
senkt worden sein.

2. Industrie

Der größte Wirtschaftsbereich der DDR, die In-
dustrie, hatte hohe Planziele zur Senkung des 
spezifischen Verbrauchs, zur Veränderung der 
Struktur und „Veredlung“ der Produktion. Um-
stellungsschwierigkeiten und die Knappheit an 
Ressourcen fanden hier allerdings auch ihren be-
sonderen Niederschlag. So wurde statt eines jah-
resdurchschnittlichen Wachstums der industriel-
len Warenproduktion von 5,1 v. H. (Fünfjahr-
plan) tatsächlich nur reichlich 4 v. H. erreicht. 
Dieses Ergebnis war eine Summe ganz unter-
schiedlicher Tendenzen.
Die Metallurgie ist ein gutes Beispiel dafür, wie 
aus der Intensivierungsstrategie positive und ne-
gative Effekte gleichermaßen erwachsen. Positiv 
waren die Investitionen in der Schwarzmetallur-
gie zur Erhöhung des Anteils veredelter Produk-
te. Das Konverterstahlwerk in Eisenhüttenstadt, 
die erheblichen Investitionen in Unterwellen-
born, die neuen Walzwerkseinrichtungen haben 



die Kapazitäten, jedenfalls ab 1984/85, erheblich 
erweitert und verbessert. Die Schwarzmetallurgie 
ist aber auch in hohem Maße auf Importe ange-
wiesen, auf Erz und Steinkohlenkoks, auf Rohei-
sen zum Einsatz in den Stahlwerken. So begrenzt 
Knappheit auch hier die Wachstumsmöglichkei-
ten.
Die chemische Industrie profitierte ebenfalls von 
den Veredlungsinvestitionen. Auf der Sonnen-
seite steht die Mineralölindustrie mit den beiden 
Kombinaten Schwedt und Leuna. In Schwedt 
verdoppelte sich im Verlauf des Fünjahrplans das 
Betriebsgelände und auch der Anlagenwert. 
Hohe Steigerungen gab es bei der Produktion 
von Vergaserkraftstoffen und petrochemischen 
Erzeugnissen. Bei diesen hat sich die Importab-
hängigkeit der DDR deutlich vermindert, petro-
chemische Spezialitäten werden auch exportiert. 
Die übrige Chemie war dagegen von der Knapp-
heit an Heizöl und Erdgas sehr negativ betroffen. 
Der Einsatz heimischer Energieträger und Roh-
stoffe erhöht den Aufwand, zum Teil wurde die 
Produktion nicht mehr gesteigert, zum Teil gab es 
durch Zumischung von heimischen Rohstoffen 
auch deutliche Qualitätsprobleme.
Der Maschinenbau hatte zu Beginn der achtziger 
Jahre noch große Einsparungs- bzw. Entwick-
lungsreserven. Die Maschinen waren zu schwer, 
die Möglichkeiten des technischen Fortschritts 
groß. Entsprechend ehrgeizig waren die Ziele, so-
wohl für die Senkung des spezifischen Ver-
brauchs als auch für das durchschnittliche jährli-
che Wachstum. Gerade für diesen Bereich, der 
24 Industriezweige mit fast 1 Million Beschäftig-
ten umfaßt, ist eine Generalisierung der abgelau-
fenen fünf Jahre unmöglich. So ist die Knappheit 
an Investitionen in einigen Zweigen aus eigener 
Kraft — im „Eigenbau von Rationalisierungsmit-
teln“ — sicherlich zu kompensieren (Werkzeug-
maschinenbau), in anderen verursacht sie einen 
Rückgang der Leistungsfähigkeit (etwa in der to-
tal überalterten Gießereiindustrie). Die Material-
knappheit ist in einigen Zweigen wachstumshem-
mend, in anderen überwiegt der Nutzen der in-
zwischen besseren Stahlqualität, die eine Redu-
zierung der Masse technisch erleichtert. Im Ver-
lauf der Fünfjahrplanperiode werden export-
trächtige Produktionen sehr gefördert, nicht da-
gegen reine Inlandsproduktionen. Problematisch 
ist weiterhin die nur schleppende Einführung 
moderner Technologie.
In der Elektrotechnik waren die klassischen In-
dustriezweige wie Kabelproduktion, Elektroma-
schinenbau, Lampen- und Leuchtenbau sowie 
Haushaltsgeräteindustrie von der Materialknapp-
heit sehr beeinträchtigt. Bis 1985 sollten laut Plan 
die Mengen an Stahl, Guß und Kupfer nur unwe-

sentlich größer sein oder sogar gleich bleiben, so 
daß die Ziele der Produktion zum Teil nicht zu 
erreichen waren. Dagegen gewinnt die Mikro-
elektronik an Bedeutung. Zu Beginn der achtzi-
ger Jahre flossen mehr als ein Drittel der Investi-
tionen im Bereich des Ministeriums für Elektro-
technik und Elektronik in diese Produktionsbe-
triebe. Wie verlautet, sollen noch weitere Betriebe 
in diesem Sektor gegründet werden. Die Zahl der 
mit Mikroelektronik im weitesten Sinn Beschäf-
tigten, die Anfang der achtziger Jahre mit 
100 000 angegeben worden ist, soll inzwischen 
schon 150 000 betragen. Obwohl sie nach Breite 
und Menge im internationalen Vergleich vermut-
lich erst gering ist, wurde die Produktion erheb-
lich ausgeweitet. Problematisch bleibt indessen 
weiter die Anwendung der neuen Technik.
Die Glas- und Keramikindustrie basiert auf hei-
mischen Rohstoffen und sah sich bisher auch 
beim Energieverbrauch keinen gravierenden Ein-
schränkungen ausgesetzt. Bis jetzt waren die 
Wachstumserfolge beachtlich. Eine Großinvesti-
tion — die Floating-Glas-Anlage in Torgau — 
hat neue Produktions- und Absatzmöglichkeiten 
erschlossen. Die Leichtindustrie (Leder, Textil, 
Bekleidung) ist jedoch im Rahmen der neuen 
Konzeption zurückgefallen. Hier führte die For-
derung nach Sparsamkeit beim Materialeinsatz 
nicht immer zu echten Einsparungen, sondern 
auch zu Qualitätsverschlechterungen. Die Zu-
wachsraten in diesem Bereich sind — trotz seiner 
großen Bedeutung für den Export — nur gering. 
Insgesamt war die Fünfjahrplanperiode also 
durch Ansätze zur Reduzierung des im interna-
tionalen Vergleich sehr hohen Materialver-
brauchs sowie durch Wachstumsverlangsamung 
und Qualitätseinbußen gekennzeichnet; neuen 
leistungsfähigen Anlagen in einigen Bereichen 
stand die Veraltung der Anlagenbestände in an-
deren Teilen der Industrie gegenüber. Aus-
schließlich negativ zu werten ist offensichtlich 
der Rückgriff auf heimische Rohstoffreserven, 
der den Wirkungsgrad verschlechtert und die 
Umwelt belastet.

3. Landwirtschaft

Auch die Landwirtschaft ist in die gesamtwirt-
schaftlichen Ziele einbezogen worden. Der Fünf-
jahrplan sah vor:
— Eine Ertragssteigerung in der Pflanzenpro-
duktion, vor allem bei Getreide. Die Getreideim-
porte sollten schrittweise abgebaut und schließ-
lich durch eine Erhöhung des Eigenaufkommens 
überflüssig gemacht werden.
— Ein weiterer Schwerpunkt war die Verbesse-
rung der Kosten-Ertrags-Relation.





Die Diskussion über die Landwirtschaft wurde 
schon gegen Ende der siebziger Jahre verstärkt 
und kam ausführlich auf der 3. Tagung des Zen-
tralkomitees der SED im November 1981 zur 
Sprache: Die Landwirtschaft produziert zu teuer, 
das Kosten-Ertrags-Denken muß stärker durch-
gesetzt, die Produktion erhöht werden.
Die wichtigsten Maßnahmen waren:
— Eine Preisreform. Die Preiseje Produkteinheit 
für die pflanzlichen und die tierischen Erzeug-
nisse wurden erhöht. Dagegen entfielen die bis-
herigen Subventionen im Vorleistungsbereich, 
bei Kraftstoffen, Landtechnik, Futtermitteln, 
Baustoffen und Bauleistungen. Mit wirklichkeits-
näheren Kostenrelationen sollte vor allem ein 
sparsamer Umgang mit Vorleistungen angeregt, 
aber auch ein Anreiz zur Mehrproduktion von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen gegeben wer-
den.
— Außerdem sollten organisatorische Verände-
rungen die Leistungsfähigkeit der Landwirtschaft 
erhöhen. Neue Formen sind zum einen die terri-
toriale Produktionsorganisation (Bildung von 
Untereinheiten der Pflanzenbaubetriebe) und 
zum anderen die Kooperationsräte (Gremium 
zur Koordinierung von Betrieben der Pflanzen- 
und der Tierproduktion).

Das Ergebnis in der Landwirtschaft im abgelau-
fenen Fünfjahrplanzeitraum kann sich sehen las-
sen. Es gab vier Rekordernten bei Getreide, zwei 
in der gesamten Pflanzenproduktion und insge-
samt gute Leistungen in der Tierproduktion. Bis 
zur Unabhängigkeit von Getreideimporten ist 
aber noch ein weiter Weg zurückzulegen: Im 
Durchschnitt der Jahre 1981 bis 1984 wurden 
jährlich 3 Millionen t Getreide eingeführt 
(Durchschnitt 1976 bis 1980: 3,5 Millionen t).

4. Verkehrswesen

Im Verkehrswesen sollten die Transportleistun-
gen mit dem geringsten volkswirtschaftlichen 
Aufwand erreicht werden. Dazu wurden folgende 
Ziele formuliert:
— Reduzierung des spezifischen Transportbe-
darfs;
— Erhöhung des Anteils der — energieökono-
misch vorteilhaften — Eisenbahn und Binnen-
schiffahrt, Zurückdrängung des Werkfernver-
kehrs;
— gleichzeitig sollte das elektrifizierte Bahnnetz 
ausgebaut werden, um den Anteil der Diesellok-
leistungen zugunsten von Elektroloks zu senken.
Ende 1981 wurde eine neue Gütertransportver- 
ordnung erlassen, in der die wichtigsten Grund-
sätze für die Verminderung des Transportauf-

wands genannt werden, insbesondere die Opti-
mierung von Transport- und Lieferbeziehungen, 
die Vorgabe von Plankennziffern für die Inan-
spruchnahme von Gütertransportleistungen, die 
Anwendung von Transportnormativen. Die Nor-
mierung für Transportleistungen wurde inzwi-
schen geregelt.
1982 trat ein neuer Binnengüterverkehrstarif in 
Kraft. Die Tarifanhebungen beliefen sich auf 
durchschnittlich 60 v. H., die Straßengütertarife 
wurden überdurchschnittlich stark verteuert. Von 
1982 an wurde die Kontingentierung von Treib-
stoffen verschärft. Sanktionen, Fernverkehrszu-
schläge und eine Werkverkehrsabgabe zielen in 
die gleiche Richtung.
Außerdem gibt es in der DDR seit langem Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen. Das Tempolimit 
auf der Autobahn ist 100km/Std. Auf Landstra-
ßen wurde 1979 die Höchstgeschwindigkeit von 
90/h auf 80/h reduziert. 1984 wurden für Nutz-
fahrzeuge typenabhängige Limite festgelegt.
Nach alledem hat sich in der DDR der Verkehrs-
aufwand deutlich reduziert. Die Gütertransport-
menge ging bis 1984 um 13 v. H. zurück, die Gü-
tertransportleistung um 8 v. H. Als Gründe wer-
den verbesserte Lieferbeziehungen und rationel-
lerer Fahrzeugeinsatz ebenso wie die Verände-
rung der Handels- und Lagernetze angegeben. 
Nicht auszuschließen ist allerdings auch eine teil-
weise Verlagerung zugunsten des statistisch nicht 
erfaßten innerbetrieblichen Verkehrs.
Der Anteil der Eisenbahn an den Güterverkehrs-
leistungen stieg von 67 v. H. im Jahr 1980 auf 
73 v. H. im Jahr 1984. Gleichzeitig wurde das 
elektrifizierte Streckennetz von 1 700 auf 2 320 
Kilometer erhöht. Das Fünfjahrplanziel — 750 
km Eisenbahnstrecke zu elektrifizieren — ist in-
zwischen weit überschritten worden.

5. Investitionen

Für die Investitionen wurde eine „Tendenzwen-
de“ angekündigt. Erweiterungsinvestitionen soll-
ten die Ausnahme sein, statt dessen galt es, die 
Leistungsfähigkeit der vorhandenen Anlagen 
durch Modernisierung und Rekonstruktion zu er-
höhen. Die restriktive Investitionspolitik wurde 
durch eine scharfe Kontrolle „Objekt für Objekt“ 
erzwungen; als Gremium für die Kontrolle fun-
giert die Zentrale Staatliche Inspektion für Inve-
stitionen.
Tatsächlich hat die scharfe Kontrolle bei den In-
vestitionen gegriffen. Die Investitionstätigkeit 
insgesamt ging seit 1981 zurück, die Investitionen 
in der Industrie haben seitdem stagniert. Inner-
halb der Industrie hat sich der Anteil der Metall-



urgie erhöht. In vielen Bereichen dürfte sich al-
lerdings schon ein Investitionsstau von beachtli-
chen Ausmaßen gebildet haben.
Im gesamten Fünfjahrplanzeitraum wurde der 
„Eigenbau von Rationalisierungsmitteln“ propa  
giert: Die Betriebe sollen sich ihre spezifischen 
Ausrüstungen zum Teil selbst fertigen. Auch die-
ser „Eigenbau“ ist in die gesamte Planung einbe- 

. zogen; er gibt den Betrieben jedoch einen gewis-
sen Freiraum. Vielfach wurden dafür ganze Be-
triebsstätten eingerichtet, die ihre speziellen Lö-
sungen auch für andere Betriebe anbieten. 1980 
stammten etwa 9 v. H. der Ausrüstungsinvestitio-
nen in der Industrie aus Eigenproduktion. Fünf-
jahrplanziel war eine Verdopplung des „Eigen-
baus“, die schon 1984 erreicht wurde. Die Effi-
zienz dieser Art von Investitionen ist abhängig 
vom Produktionsprofil der Betriebe. In vielen 
Fällen ist „Eigenbau“ sicherlich nur ein Notbe-
helf.

6. Privater Verbrauch

Entgegen den Vorgaben im Fünfjahrplan ist es 
nicht gelungen, das Angebot für die Bevölkerung 
aus der allgemeinen Knappheit herauszuhalten 
und kontinuierlich zu steigern. Die Zunahme 

beim Einzelhandelsumsatz wurde bis 1983 
schrittweise geringer, der Umsatz von Industrie-
waren ging 1982 und 1983 sogar etwas zurück. 
1982 häuften sich Lücken und Versorgungseng-
pässe, selbst bei Nahrungsmitteln. Erst von 1984 
an ist wieder die früher übliche Steigerung er-
reicht worden.
Der Einzelhandelsumsatz ist eine nominale Grö-
ße; die Höhe der darin enthaltenen Preissteige-
rungen ist unbekannt. Nach offizieller Preispoli-
tik der DDR sind Preise für den Grundbedarf 
seit Jahren konstant; die Preise für höherwertige 
Güter dagegen sollen den gestiegenen Kosten an-
gepaßt werden und Steuern sowie Gewinne ab-
werfen. Auch im Statistischen Jahrbuch der DDR 
werden seit 1979 — als diese neue Richtung in 
der Preispolitik verkündet worden ist — Preis-
steigerungen für Lederwaren, Textilien, Beklei-
dung und sonstige Industriewaren nachgewiesen. 
Die tatsächlichen Preissteigerungen durch Ein-
führung neuer und teurerer Produkte und durch 
Sortimentsverschiebungen gehen sicherlich über 
diese statistisch registrierten Preiserhöhungen 
hinaus. Real hat sich bis 1983 die Lage der Ver-
braucher verschlechtert. So hatte die Bevölkerung 
letzten Endes doch einen großen Teil der Konso-
lidierungslasten zu tragen.



Die konstanten Preise für den Grundbedarf ver-
ursachten im Berichtszeitraum erhebliche Sub-
ventionen. Die während der gesamten Planpe-
riode getätigten Staatsausgaben „aus gesellschaft-
lichen Fonds“ (Subventionierung der Preise, Mit-
tel für das Wohnungswesen, für Gesundheit, So-
ziales, Bildung usw.) stiegen aufgrund der wach-
senden Verbraucherpreissubventionen auf 
340 Mrd. Mark, während der Fünfjahrplan nur 
295 Mrd. Mark vorgesehen hatte.

7. Außenhandel

Das Ziel der gesamten Anstrengungen, nämlich 
eine Konsolidierung im Außenhandel, ist im 

Fünfjahrplanzeitraum überraschend schnell er-
reicht worden.
Im Westhandel ist es schon 1981 gelungen, das 
Defizit zu verringern. Seit 1982 gibt es einen 
Überschuß. Zins und Tilgung für die Kredite 
wurden pünktlich entrichtet. Die Nettoverschul-
dung (Summe der Kredite abzüglich Summe der 
Guthaben), soweit sie statistisch nachgewiesen ist 
(Auswertung von BIZ und OECD, zuzüglich ku-
mulierter Saldo im innerdeutschen Handel), 
konnte erheblich reduziert werden. Sie war Mitte 
1985 mit 6,3 Mrd. US-Dollar nur etwa halb so 
groß wie am Jahresende 1980 (11,3 Mrd. US-Dol-
lar). Der Rückgang der Nettoverschuldung ist 
weniger auf die Rückführung der Kreditsumme,



sondern vielmehr auf die Aufstockung der Gut-
haben zurückzuführen. Sie beliefen sich Mitte 
1985 auf 5,3 Mrd. US-Dollar. Folgt man den In-
terpretationen aus der DDR — „Liquidität geht 
vor Rentabilität“ —, dann ist dies eine Reaktion 
auf die außerordentlich prekäre Liquiditätslage 
zu Beginn der achtziger Jahre.
In der Sicht der westlichen Banken gilt die DDR 
inzwischen wieder als zuverlässiger Kreditneh-
mer. Die geplanten Summen der größeren Fi-
nanzkredite der beiden vergangenen Jahre wur-
den wegen des großen Interesses der Banken fast 
immer überschritten (1984: insgesamt rund 
0,9 Mrd. US-Dollar, 1985: insgesamt rund 

1,1 Mrd. US-Dollar). Zu der neuerlichen Kehrt-
wendung in der Einschätzung der Banken dürfte 
— neben der pünktlichen Zahlungsweise der 
DDR — auch der Mitte 1983 überraschend zu-
stande gekommene Finanzkredit von zahlreichen 
westdeutschen Bankinstituten in Höhe von 
1 Mrd. DM, mit einer Garantieerklärung der 
Bundesregierung, beigetragen haben.
Innerhalb des Westhandels gab es große Unter-
schiede in der Entwicklung von innerdeutschem 
Handel und sonstigem Westhandel. Ein besonde-
rer Konsolidierungszwang bestand für die DDR 
wegen der hohen Verschuldung und der restrikti-
ven Politik der westlichen Banken im sonstigen 



Westhandel. Mit einem gewaltigen Kraftakt wur-
den hier 1982 die Importe erheblich reduziert 
und die Exporte erhöht. Dagegen war die Schuld-
nerposition gegenüber der Bundesrepublik bes-
ser. Der Schuldenstand war absolut geringer und 
die Relation von Schuldenstand zu Lieferungen 
viel günstiger. Auch hatte die DDR schon seit 
1980 im innerdeutschen Handel einen Über-
schuß. So war sie in der Lage, die dringend benö-
tigten Westimporte im innerdeutschen Handel zu 
beschaffen und damit die negativen Folgen der 
restriktiven Importpolitik gegenüber den westli-
chen Ländern insgesamt in vertretbarem Rahmen 
zu halten.
Die Exporterfolge im Westhandel wurden aller-
dings weniger von den traditionellen Exportin-

dustrien (Investitionsgüterindustrien, Ver-
brauchsgüterindustrien) erzielt, sondern im 
Grundstoffbereich. Mineralölerzeugnisse mach-
ten einen großen Teil der Exportsteigerungen 
aus; sie haben — selbst nach dem Rückgang 1984 
— immer noch einen Anteil von 25 v. H. aller 
Westexporte. Außerdem hat die DDR offenbar 
nicht nur Mineralölprodukte, sondern auch 
Rohöl verkauft, um ihre Liquiditätsengpässe zu 
überwinden.

Gegenüber der Sowjetunion hatte die DDR — 
wie die sowjetische Statistik ausweist — bis 1984 
ein Handelsdefizit. Hier steht die Konsolidierung 
und die Tilgung der seit 1975 angelaufenen Ver-
pflichtungen noch aus.

V. Zusammenfassung und Perspektiven

Insgesamt dominierten in den letzten fünf Jahren 
positive Momente. Das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum war mit jährlich rund 4 v. H. beacht-
lich. Der überhöhte spezifische Material- und 
Energieverbrauch wurde gesenkt, die Außenhan-
delsprobleme entschärft. Allerdings war die au-
ßenhandelsorientierte Politik von Wachstumsver-
lusten begleitet. Diese zeigten sich unmittelbar in 
einer Verschlechterung der Versorgungslage; län-
gerfristig dürfte auch die restriktive Investitions-
politik noch Nachwirkungen haben.
Der Strukturwandel zugunsten der einheimischen 
Rohstoffquellen impliziert Probleme. So ist der 
Einsatz von Braunkohle mit erheblichen Umwelt-
schäden verbunden. Eine höhere Veredlung der 
Produktion ist bislang auf die Grundstoffindu-
strien, d. h. auf die Chemie und die Metallurgie, 
beschränkt geblieben. Die vorgesehene Moderni-
sierung in der Elektrotechnik und im Maschinen-
bau steht dagegen noch aus, ebenso die Qualitäts-
verbesserungen in der Konsumgüterindustrie.
Grundsätzlich dürften die Bedingungen für das 
künftige Wachstum besser geworden sein. Das 
bedeutet jedoch nicht, daß auch die Politik der 
Intensivierung aufgegeben wird; denn Knappheit 
wird nach wie vor die wirtschaftliche Entwick-
lung beherrschen. Im Westhandel werden die 
wirtschaftlichen Importmöglichkeiten von den 
eigenen Exportchancen abhängig sein. Hier lie-
gen in Zukunft sicherlich größere Probleme. Die 
Verschiebungen innerhalb der Exportstruktur zu-
gunsten der Mineralölprodukte in den vergange-
nen Jahren sind wohl kaum eine langfristig effi-
ziente Strategie. Vielmehr müssen an ihre Stelle 
in Zukunft wieder die traditionellen Exportgüter 
treten. Das aber bedeutet, die Industrie in aller 
Breite zu modernisieren und das Angebot zu ver-

bessern. Das wird sicherlich nur schrittweise 
möglich sein, so daß sich der Export und konse-
quenterweise auch der Import kaum sehr erheb-
lich steigern lassen. Eine erneute Zunahme der 
Nettoverschuldung im nächsten Fünfjahrplan-
zeitraum ist eher unwahrscheinlich.

Im Handel mit der Sowjetunion hat das Proto-
koll über die Plankoordinierung eine reale Um-
satzsteigerung von 3 v. H. festgelegt. Diese mode-
rate Steigerung bedeutet keine zunehmende Ost-
orientierung des DDR-Außenhandels. Die ver-
einbarten Rohstofflieferungen sind — verglichen 
mit dem Ergebnis von 1984 — konstant oder nur 
geringfügig größer. Die gesamte Konstellation im 
Außenhandel läßt sich also als Fortsetzung der 
Politik der Sparsamkeit interpretieren.

Nach den Jahren einer „austerity-Politik“ bei den 
Investitionen wäre im nächsten Fünfjahrplan 
durchaus die Notwendigkeit vorhanden, mit ei-
nem großangelegten Investitionsprogramm das 
Anlagevermögen zu erweitern und zu erneuern. 
Es ist jedoch fraglich, ob es zu einer überpropor-
tionalen Investitionsaktivität kommen wird. In 
der Rangfolge der inländischen Ziele hat die Ver-
besserung des Lebensniveaus der Bevölkerung 
offenbar einen sehr hohen Stellenwert. Erweite-
rung und Qualitätsverbesserungen des Warenan-
gebots sowie der Abschluß des Wohnungsbau-
programms bis 1990 werden den größeren Teil 
der Kapazitäten binden. Für eine expansive Inve-
stitionspolitik dürfte kein großer Spielraum vor-
handen sein.
Wenn diese Einschätzung richtig ist, dann ist der 
nächste Fünfjahrplan kein Programm des Wan-
dels, sondern ein Plan zur Stabilisierung des Er-
reichten.



Raymond Bentley

Technologischer Wandel in der Industrie der DDR 
1945-1985

I. Die Bedeutung des technologischen Wandels

Der XI. Parteitag der Sozialistischen Einheitspar-
tei Deutschlands (SED), der vom 17. bis 21. April 
1986 in Berlin stattfindet, wird dem technologi-
schen Wandel abermals große Bedeutung für die 
weitere Entwicklung der DDR beimessen. Tech-
nologischer Wandel — die Entwicklung neuer 
Produkte und Verfahren, die Verbesserung exi-
stierender Technologien und die allgemeine Ver-
breitung moderner Technologien in der Volks-
wirtschaft — hat nämlich schon immer einen zen-
tralen und positiv bewerteten Platz in der ortho-
dox-marxistischen Ideologie eingenommen.
Marx schrieb, daß der Konkurrenzkampf den 
Kapitalisten zwinge, seine Produktionsmittel 
ständig zu verbessern, und daß die Industrie 
„vom allgemeinen Stand der Wissenschaft und 
dem Fortschritt der Technologie oder der An-
wendung dieser Wissenschaft auf die Produk-
tion“ abhänge 1). Schließlich aber würden die 
Produktionsverhältnisse im Kapitalismus der 
Entwicklung der Produktivkräfte Schranken set-
zen. Dieser antagonistische Widerspruch werde 
durch Klassenkampf und Wirtschaftskrisen ge-
kennzeichnet und könne nur durch die sozialisti-
sche Revolution aufgelöst werden.
Lenin wies der Wissenschaft und Technologie 
eine entscheidende Rolle bei der Industrialisie-
rung und Entwicklung der Sowjetunion zu und 
forderte das „Einholen und Überholen“ der fort-
geschrittenen kapitalistischen Länder. Er räumte 
aber ein, daß es nicht leicht sein werde, die rei-
chen „Schätze an Kultur, Wissen und Technik, 
alles das aus einem Werkzeug des Kapitalismus 
zu einem Werkzeug des Sozialismus zu machen“. 
Bürgerliche Spezialisten müßten „aus Dienern 
des Kapitalismus zu Dienern der werktätigen 
Massen“ avancieren 2).

1) K. Marx, Grundrisse der Kritik der politischen Ökono-
mie, Berlin (Ost) 1974, S. 592.
2) W. I. Lenin, in: Werke, Band 27, Berlin (Ost) 1972, 
S. 407—409.

3) J. Stalin, in: Fragen des Leninismus, Berlin (Ost) 
1951, S. 398—401.

4) Zu diesen Begriffen siehe z. B. Kleines Politisches 
Wörterbuch, Berlin (Ost) 1978, und DDR Handbuch, 
Köln 1985.
5) Comecon = Council for Mutual Economic Assi- 
stance (Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe). Im Jahr 
1949 gegründete Organisation für die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit der osteuropäischen Länder.

Stalin betonte angesichts des heraufziehenden 
Krieges, daß ein schneller technologischer Wan-
del für das Überleben des Landes unentbehrlich 
sei.. Die UdSSR sei hinter den fortgeschrittenen 

Ländern um fünfzig bis hundert Jahre zurück. 
Werde dieser Abstand nicht innerhalb von zehn 
Jahren aufgeholt, so würde das Land „zermalmt“ 
werden. Es sei an der Zeit, daß die Bolschewiki 
selbst zu Spezialisten würden. „Man sagt, es sei 
schwer, die Technik zu meistern. Falsch! Es gibt 
keine Festungen, die die Bolschewiki nicht neh-
men könnten3). Obwohl die UdSSR im Zweiten 
Weltkrieg nicht „zermalmt“ wurde, erlitt sie 
enorme personelle und wirtschaftliche Verluste. 
Trotz des beachtlichen Fortschritts im „Meistern 
der Technik“ während der Herrschaft Stalins, 
konnte die technologische Lücke zwischen der 
UdSSR und dem Westen in den meisten Indu-
striebranchen nicht geschlossen werden. Deshalb 
erhob Stalins Nachfolger Chruschtschow die 
Forderung, die USA in der Pro-Kopf-Produktion 
„einzuholen und zu überholen.“
Im Parteiprogramm der KPdSU von 1961 wurde 
die Wissenschaft als „unmittelbare Produktiv-
kraft“ bezeichnet, und die folgenden Jahre in 
Osteuropa standen im Zeichen eines erhöhten 
theoretischen Interesses an dem Verhältnis zwi-
schen Wissenschaft, Technik und gesellschaftli-
cher Entwicklung. Dieses Interesse fand Aus-
druck in Konzepten wie „wissenschaftlich-tech-
nischer Fortschritt“, „tec

4
hnische Revolution“ 

und „wissenschaftlich-technische Revolution“ ).
Für die SED-Führung war wirtschaftlicher Erfolg 
durch technologischen Wandel eine Vorausset-
zung für ihre Legitimation. Sie wollte die Aner-
kennung ihrer Bürger gewinnen, die UdSSR da-
von überzeugen, daß die DDR ein politisch zu-
verlässiger und technologisch interessanter Ju-
niorpartner im Comecon sei, und nicht zuletzt 
wollte sie die Überlegenheit des Sozialismus über 
den Kapitalismus demonstrieren 5). Der „Wettbe-



werb der beiden Weltsysteme“ war für die DDR 
weit mehr als ein theoretisches Postulat. Im Ge-
gensatz zu den anderen osteuropäischen Staaten 
teilt sie ihre Sprache, Geschichte und kulturelle 

Tradition mit einem westlich-kapitalistischen 
Land. Die Aufgabe der DDR war — und ist noch 
immer — das „Einholen und Überholen“ der 
Bundesrepublik Deutschland.

II. Die technologischen Niveaus der Industrie in der DDR

Sowohl Bemerkungen politischer Führer der 
DDR als auch westlicher Beobachter und Besu-
cher des Landes weisen auf ein niedrigeres Ni-
veau der Technologie in der DDR als in der Bun-
desrepublik hin. Nur selten jedoch werden solche 
Äußerungen mit konkreten Einzelheiten belegt. 
Neben der restriktiven Informationspolitik der 
DDR-Behörden ist ein weiterer Grund hierfür in 
den methodologischen Schwierigkeiten von Ost- 
West-Vergleichen zu sehen.

Zwei globale Indikatoren des technologischen 
Niveaus sind Produktivität und Handelsstruktur. 
Seit Bestehen der DDR sind östliche wie westli-
che Ökonomen übereinstimmend der Auffas-
sung, daß die DDR einen Produktivitätsrück-
stand gegenüber der Bundesrepublik aufweise. 
Schätzungen dieses Rückstandes weichen aller-
dings voneinander ab: Neues Deutschland bezif-
ferte ihn 1982 mit 30 %6). Die Handelsstruktur 
zwischen den beiden deutschen Staaten deutet 
darauf hin, daß die DDR Güter importiert, die 
sich auf einem höheren technologischen Niveau 
befinden als die, welche sie exportiert. Während 
die wichtigsten Einfuhren der DDR aus der Bun-
desrepublik in der ersten Hälfte der achtziger 
Jahre aus chemischen Produkten, Maschinen und 
elektrotechnischen Erzeugnissen bestanden, wa-
ren die wichtigsten Lieferungen der DDR an die 
Bundesrepublik Mineralölerzeugnisse, Textilien 
und Bekleidung. Zwar hatten auch chemische 
Produkte einen bedeutenden Anteil an den Liefe-
rungen der DDR, aber ihr Gesamtwert war um 
28 % geringer als der des entsprechenden Bezugs 
aus der Bundesrepublik7).

6) Neues Deutschland vom 27./28. 11. 1982, S. 3.
7) Zur Entwicklung des deutsch-deutschen Handels im
Zeitraum von 1980 bis 1984 siehe Deutschland Archiv, 
(1982) 5, S. 556f., (1984) 5, S. 555f., (1985) 9, S. 1018f.

8) R. Bentley, Technological Change in the German De-
mocratic Republic, Boulder (Col.) — London 1984,
S. 11 f.

Eine detailliertere Analyse des technologischen 
Entwicklungsniveaus'der DDR im Vergleich zur 
Bundesrepublik und anderen Ländern, die auf 
der Grundlage von teilweise neu gewonnenen 
Statistiken erstellt wurde, zeigt; daß die drei 
wichtigsten Industriebereiche in der DDR — 
Maschinen- und Fahrzeugbau, Elektrotechnik, 
Elektronik und Gerätebau sowie die chemische 
Industrie — hinter den entsprechenden Berei-

chen in der Bundesrepublik Zurückbleiben. Die 
technologische Lücke auf dem Sektor Elektro-
technik, Elektronik und Gerätebau scheint am 
größten zu sein. Im Vergleich zur Bundesrepublik 
weist die DDR eine besondere Schwäche bei 
„progressiven“ Technologien wie Gerätebau, 
Elektronik, Datenverarbeitung, synthetische Fa-
sern und Kunststoffe auf. Dennoch hat die DDR 
im Maschinenbau und bei chemischen Erzeugnis-
sen eine führende Position in Osteuropa inne und 
ein achtbares technologisches Niveau im Welt-
maßstab aufzuweisen 8).
Das deutsch-deutsche technologische Gefälle 
kann durch ausschließlich systemunabhängige 
Faktoren wie die für die DDR ungünstigeren 
Startbedingungen und die geringeren Rohstoff-
und Energieressourcen nicht zufriedenstellend 
erklärt werden. Sicherlich hatte ihre Industrie un-
ter umfangreicheren Kriegsschäden und größe-
ren Einbußen durch Demontagen zu leiden. Die 
DDR mußte höhere Reparationen leisten, sie er-
hielt keine dem Marshallplan vergleichbare Hil-
fe, und sie wurde von ihren traditionellen Han-
delspartnern im westlichen Deutschland, dabei 
insbesondere von der Schwerindustrie im Ruhr-
gebiet, abgeschnitten.
Obwohl solche Faktoren eine wesentliche Rolle 
bei der technologischen Auseinanderentwicklung 
der beiden deutschen Staaten während der ersten 
Nachkriegszeit spielten, gab es wichtigere, eher 
systemabhängige Determinanten der deutsch-
deutschen technologischen Lücke der späten 
sechziger und der nachfolgenden Jahre. Erstens 
erlitt die DDR einen erheblichen Verlust an qua-
lifizierten und ausgebildeten Personen durch Ab-
wanderung in den Westen. Bis zum Mauerbau 
verlor sie mehr als zweieinhalb Millionen ihrer 
Bürger an die Bundesrepublik, darunter etwa ein 
Drittel ihrer Akademiker. Zweitens war die DDR 
gezwungen, ihre Handelsbeziehungen stark auf 
Osteuropa zu orientieren. Dadurch hatte die 
DDR einen im Vergleich zur Bundesrepublik be- 
grenzteren Zugang zu modernen Technologien



und war einem geringeren, aus dem internationa-
len Wettbewerb entstehenden Druck zur techno-
logischen Innovation ausgesetzt. Ein dritter Fak-
tor, der eng mit den beiden ersten verbunden ist, 
besteht darin, daß die Kapazität für technologi-
schen Wandel in der DDR bis zum heutigen Tag 
schwächer ist als in der Bundesrepublik.

Um die Kapazität eines Landes für technologi-
schen Wandel einschätzen zu können, ist es not-
wendig, seine Forschungs- und Entwicklungsbe-
mühungen sowie Aspekte seines wirtschaftlichen 
und politischen Systems in Betracht zu ziehen. 
Teil III dieses Aufsatzes befaßt sich mit den 
Quellen und Hindernissen des technologischen 
Wandels in der DDR innerhalb ihres FuE-Sy- 
stems 9) sowie mit Ähnlichkeiten und Unterschie-

den zwischen der DDR und anderen Ländern, 
insbesondere der Bundesrepublik und der 
UdSSR. Teil IV analysiert wichtige Hemmnisse 
des technologischen Wandels innerhalb des tra-
ditionellen Zentralplanungssystems, welches bis 
1962 in Kraft war, und Teil V betrachtet die 
Kräfte, die diesen Hemmnissen entgegenwirkten. 
Teil VI untersucht den technologischen Wandel 
im „Neuen Ökonomischen System“ (NÖS), das 
1963 das traditionelle Zentralplanungssystem ab-
löste. Teil VII befaßt sich mit Ulbrichts ehrgeizi-
ger Strategie für technologischen Wandel ab 
1968, die eine wichtige Rolle beim Abbruch des 
NÖS im Jahr 1970/71 spielte. Teil VIII erörtert 
schließlich den technologischen Wandel in der 
Post-NÖS-Ära von 1971 bis 1985 unter Honek- 
ker *).

9) FuE = Forschung und Entwicklung.
10) Einige wichtige Aspekte des technologischen Wan-
dels in der DDR müssen im folgenden unberücksichtigt 
bleiben, so z. B. der Technologietransfer aus dem We-
sten, die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
mit anderen RGW-Ländern, das Patentsystem usw.
") Weitere Einzelheiten und Statistiken zu diesem 
Thema sowie erste Vergleiche der FuE-Bemühungen 
der DDR mit denen der Bundesrepublik und anderen 
Ländern sind in R. Bentley (Anm. 8), insbesondere in 
Kapitel 3, Kapitel 7 und den Anlagen zu finden. Für 
bundesdeutsche Arbeiten über FuE in der DDR siehe 
z. B. A. Scherzinger, Zur Planung, Organisation und 
Lenkung von Forschung und Entwicklung in der DDR, 
Berlin (West) 1977, sowie Institut für Gesellschaft und 
Wissenschaft Erlangen, abg Analysen und Berichte aus 
Gesellschaft und Wissenschaft.
12) OECD = Organisation for Economic Co-operation 
and Development. Siehe The Measurement of Scientific 
and Technical Activities. „Frascati Manual“, Paris 1981.

III. Die Forschungs- 11und Entwicklungsbemühungen der DDR )

Nimmt man die verfügbaren DDR-Statistiken 
über das gesamte, vor allem über das industrielle 
FuE-Personal, so hat es den Anschein, als habe 
die DDR eine größere relative FuE-Bemühung 
unternommen als die Bundesrepublik (bezogen 
z. B. auf die Zahl der Industriebeschäftigten), ob-
gleich ihre absolute FuE-Anstrengung geringer 
ist. Aber der Begriff von „Forschung und Ent-
wicklung“ ist in der DDR breiter gefaßt als die in 
den westlichen Ländern gängige OECD-Defini- 
tion, da er auch unterstützende Tätigkeiten wie 
Routinearbeit, Dokumentation und Standardisie-
rung einschließt12 ). Gemessen an der OECD-De- 
fmition war die industrielle FuE-Bemühung in 
der DDR also nicht nur absolut, sondern sehr 
wahrscheinlich auch relativ kleiner als in der 
Bundesrepublik. Dagegen schneidet die DDR 

günstig ab, wenn der Umfang ihrer FuE mit an-
deren OECD-Staaten als der Bundesrepublik 
verglichen wird.
Ein wichtiges Problem der DDR betrifft die 
Richtung ihrer FuE-Anstrengungen. Mindestens 
bis Mitte der sechziger Jahre legte die DDR rela-
tiv mehr Gewicht auf die Maschinenbaufor-
schung als die Bundesrepublik und beträchtlich 
weniger auf die Chemieforschung. Ein wesentli-
cher Grund für ihren technologischen Rückstand 
gegenüber der Bundesrepublik war, daß die 
DDR zu wenig FuE in den „modernen“ Indu-
striebranchen wie Kunststoffe, Datenverarbei-
tung und elektrischer Maschinen- und Apparate-
bau betrieb. Eine weitere Schwäche der FuE- 
Bemühungen in der DDR im Vergleich zur Bun-
desrepublik resultierte aus dem Mangel an quali-
fiziertem technischen Personal.
Andere Probleme der industriellen und akademi-
schen FuE in der DDR waren auch für die 
UdSSR charakteristisch. Das am höchsten quali-
fizierte FuE-Personal zog es eher vor, in der Aka-
demie der Wissenschaften oder in Industrieinsti-
tuten statt in betrieblichen FuE-Einrichtungen zu 
arbeiten. Ausrüstungen und Lieferungen für 
FuE-Arbeit waren nur schwer zu bekommen, und 
die Verbindung zwischen Entwicklung und Pro-
duktion war keineswegs zufriedenstellend.
Forschung und Entwicklung in der DDR zeigten 
jedoch auch einige Eigenschaften, die eher für 
das westliche als für das sowjetische System ty-
pisch waren. So fand in der DDR der größte Teil 
der industriellen FuE am oder unweit vom Pro-
duktionsstandort statt, während in der UdSSR 



die meisten FuE-Beschäftigten in geographisch 
vom Betrieb fern gelegenen Instituten arbeiteten. 
Akademische Forschungseinrichtungen in der 
DDR waren auch geographisch weniger weit von 
der Industrie entfernt als entsprechende Institu-
tionen in der UdSSR, und wahrscheinlich spezia-
lisierten sie sich in größerem Ausmaß auf Proble-
me, die für die örtliche Industrie wichtig waren. 
Ähnlich wie im Westen war die administrative 
Trennung zwischen industrieller FuE einerseits 
und der Produktion andererseits in der DDR we-
niger stark ausgeprägt als in der UdSSR. Wäh-
rend sowjetische Forschungsinstitute den Mini-
sterien angegliedert waren, wurden in der DDR 

ab 1963 die meisten Forschungsinstitute den Ver-
einigungen Volkseigener Betriebe (WB) und ab 
1968 den Kombinaten unterstellt. Die Gruppie-
rung von Betrieben und Forschungsinstituten in 
den WB und später in den Kombinaten war for-
mal eher mit der Organisation eines westlichen 
Unternehmens zu vergleichen als mit der sowjeti-
schen Struktur von Forschung, Entwicklung und 
Produktion. In den siebziger Jahren führte die 
UdSSR eine organisatorische Reform in der In-
dustrie durch, welche insbesondere darauf zielte, 
die administrative Trennung im Innovationspro-
zeß zu überwinden. Es wurden DDR-ähnliche 
Kombinate und WB gegründet: Ob'edinenie.

IV. Hindernisse für den technologischen Wandel 
innerhalb des traditionellen Zentralplanungssystems 1945-1962

1. Schematismus und Widerstand

Unter den Anhängern des SED-Regimes war zu-
nächst die Auffassung verbreitet, daß die Zen-
tralplanung alle Aspekte der Volkswirtschaft, 
einschließlich den des technologischen Wandels, 
wirksam und quasi im Selbstlauf regeln werde. 
Andererseits waren viele Wissenschaftler der 
Memung, daß die Planung von Forschung und 
Technik ein hemmendes Korsett sei, welches die 
Initiative behindere. Die Mehrzahl derjenigen, 
die mit der Zentralplanung betraut waren, ver-
fügte über wenig Planungserfahrung und techni-
sches Wissen. Die Konsequenzen davon waren 
schlechte Planformulierung und mangelhafte 
Übersicht bei der Planausführung. Die Planung 
von Forschung und Technik wurde zu stark an 
die Planung der Produktion angelehnt, und bis 
zum Anfang der sechziger Jahre blieben die spe-
zifischen Eigenschaften der verschiedenen Indu-
striebranchen ungenügend berücksichtigt.
Die Parteiführung und die Bürokraten der höch-
sten Ebene hatten offensichtlich überhöhte Er-
wartungen, was die Präzision in der FuE-Pla- 
nung betraf. Eine extreme, aber nicht ungewöhn-
liche Ansicht lautete, daß alle Ergebnisse der na-
turwissenschaftlichen Forschung „genutzt“, alle 
neuen Konstruktionen in die Produktion einge-
führt und — im allgemeinen — alle Pläne für 
Forschung und Technik erfüllt werden sollten. 
Sicherlich war die Kritik berechtigt, daß FuE in 
der DDR oft etwas langsam voranginge und daß 
es beträchtliche Verzögerungen gebe, FuE-Ergeb- 
nisse in die Produktion überzuleiten. Fraglich ist 
jedoch, ob die verspätete Erfüllung des soge-
nannten „Planes Neue Technik“ (d. h. der Aufga-
ben im Bereich Forschung und Technologie) un-

bedingt zu tadeln war: Planerfüllung hängt von 
der Art der FuE-Arbeit und von den Kriterien 
der „Erfüllung“ ab. Es ist auch zweifelhaft, ob 
abgebrochene FuE-Aufgaben immer — wie be-
hauptet — einen Verlust für die Volkswirtschaft 
darstellen. Denn abgebrochene Projekte sind ab-
geschlossenen, aber technisch überholten Inno-
vationen vorzuziehen und haben vermutlich zu-
mindest wertvolle wissenschaftlich-technische In-
formationen erbracht.

2. Bürokratie und Schwierigkeiten bei der 
Planungskoordination

Im Verlauf des ersten Fünfjahrplanes (1951 bis 
1955) wurde offensichtlich, daß die Wirtschaft 
der DDR an einer Überkonzentration von Ent-
scheidungsbefugnissen und einem Übermaß an 
Dokumentationsarbeit litt. Die zentralen Organe 
hatten keine gute Übersicht über die Volkswirt-
schaft und konnten nur selten beurteilen, welche 
technologischen Änderungen im Betrieb notwen-
dig oder möglich waren.
Ab 1954 wurde versucht, diese Situation zu ver-
bessern, indem den mittleren und unteren Ebe-
nen größere wirtschaftliche und administrative 
Freiheit gewährt wurde. Die Verwirklichung die-
ses Konzepts einer begrenzten Dezentralisierung 
war jedoch enttäuschend. Während die unteren 
Ränge manchmal ihre neugewährten Rechte be-
nutzten, um sich der Planung und Leitung von 
Wissenschaft und Technik entgegenzusetzen, war 
man auf höherer Ebene nicht gewillt, Befugnisse 
abzutreten. Walter Ulbricht bemängelte, daß die 
Maßnahmen in vielen Fällen von den Mitarbei-
tern der Hauptverwaltungen und Ministerien in 
einen „bürokratischen Zentralismus“ verfälscht 



würden, der die „Werkleiter zu Laufjungen von 
Berliner Stellen“ mache, ihre Bewegungsfreiheit 
einenge und ihre Initiative lähme13 ).

13) W. Ulbricht, Fragen der politischen Ökonomie der 
Deutschen Demokratischen Republik, Berlin (Ost) 1955, 
S. 17.
14) Zur sozialistischen Entwicklung der Volkswirtschaft 
seit 1945, Berlin (Ost) 1960, S. 581.

„Unsinnige Bürokratie“, beklagte Ulbricht, gebe 
es in der Forschung und Entwicklung. Nach ei-
ner festgelegten Ordnung wären bis zur Freigabe 
ein

14

es abgeschlossenen Entwicklungsauftrages 61 
Verwaltungsakte, Beratungen, Besprechungen 
und Genehmigungen vorzunehmen ).
Die Koordination von Plänen war schwerfällig. 
Die Pläne, welche sich direkt mit dem technolo-
gischen Wandel befaßten, waren weder unterein-
ander noch mit anderen wichtigen Plänen wie 
denen für Produktion, Material, Investitionen 
usw. entsprechend abgestimmt. Daher wurden 
die verschiedenen Etappen vom Beginn der For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten bis zur Pro-
duktionsaufnahme voneinander losgelöst und 
unkontrolliert durchlaufen: Es fand eine Art 
„Staffellauf statt. Insbesondere war die Planung 
von Materialien viel zu starr. Bei Forschungs- 
und Innovationsarbeit ist es aber besonders wich-' 
tig, sich schnell neuen Bedingungen anpassen zu 
können. Laut Gesetz mußten beispielsweise im 
Jahr 1961 alle Materialanforderungen einschließ-
lich Zulieferungen elektrischer Baueinheiten für 
das kommende Jahr bis zum 30. Mai bestellt wer-
den. Wenn ein Kollektiv von Wissenschaftlern 
und Konstrukteuren im August 1961 eine Ent-
wicklungsaufgabe abschloß, war aufgrund des 
Gesetzes eine Materiallieferung für das Jahr 1962 
nicht mehr möglich. Erst im Jahr 1963 konnte die 
im August 1961 getätigte Materialbestellung rea-
lisiert werden.

3. Probleme bei der Projektauswahl

Eine in DDR-Schriften vertretene Auffassung 
war, daß Fuß-Projekte im Sozialismus „rationel-
ler“ als im Kapitalismus ausgewählt werden 
könnten. Die zentralen Organe könnten sicher-
stellen, daß solche Projekte durchgeführt wür-
den, die für die Volkswirtschaft und nicht nur für 
einzelne Firmen von Nutzen seien. Überdies 
könnten sie Doppelarbeit in FuE ausschließen.
In der Praxis verlief die Projektauswahl in der 
DDR weniger „rationell“. Durch ihre administra-
tive Distanz zu Betrieb und Forschungsinstitut 
und durch die aufgeblähte Bürokratie war es den 
zentralen Organen beinahe unmöglich, FuE-Pro- 
jekte nach ihrer Relevanz für die Volkswirtschaft 

zu beurteilen und zu entscheiden, welche Pro-
jekte in den Zentralplan aufgenommen und wel-
che der Verantwortung der Betriebe überlassen 
werden sollten. Das Ziel, Forschungsthemen zu 
konzentrieren und Doppelarbeit zu eliminieren, 
konnten sie ebenfalls kaum verwirklichen.
Forschungsinstitute wurden oft gerügt, weil sie 
sich „Hobbyforschung“ erlaubten, und für die 
Betriebe bestand meist wenig finanzieller Anreiz, 
FuE-Ergebnisse, die einen beträchtlichen techno-
logischen Fortschritt darstellten, in die Produk-
tion überzuführen. Ob jedoch Parallelprojekte 
immer eine Verschwendung von Finanz- und Ar-
beitsressourcen bedeuten, ist zweifelhaft. Erfah-
rungen im Westen zeigen, daß unabhängige, pa-
rallel laufende FuE-Projekte, die das gleiche Ziel 
haben, eine nützliche Strategie sein können.
In der Projektauswahl wurden die Bedürfnisse 
der Kunden und der Volkswirtschaft vernachläs-
sigt. Die Marktforschung war unterentwickelt. 
Zahlreiche Betriebe produzierten nicht bedarfs-
gerechte Erzeugnisse, die kaum oder nur sehr 
schwer abgesetzt werden konnten. Das FuE-Per-
sonal war oft nicht sonderlich am ökonomischen 
Nutzen eines Projekts interessiert und gab sich 
mit den jeweiligen Forschungsergebnissen zufrie-
den. Ob eine Aufgabe erfüllt war oder nicht, 
wurde lange Zeit lediglich an der Inanspruch-
nahme der in den Plan eingesetzten finanziellen 
Mittel gemessen.
Die Prozedur der Projektauswahl war zumindest 
formell nicht auf das FuE-Kollektiv und das 
Zentralplanungsorgan beschränkt. „Verteidi-
gungsgremien“ und „zentrale Arbeitskreise“ soll-
ten Kontrollfunktionen ausüben, doch war ihre 
Leistung unzureichend. Die Überprüfung der 
Forschungsvorhaben im zentralen Arbeitskreis 
erfolgte unter Kollegen nicht selten nach dem 
Motto: „Tust du mir nichts, tu’ ich dir nichts!“, 
und im Betrieb war die „Verteidigung“ häufig 
eine Formsache, die das Bedürfnis des zukünfti-
gen Kunden und den möglichen externen Sach-
verstand ungenügend berücksichtigte.

4. Das betriebliche Prämiensystem

Das Zusammenwirken von drei Faktoren war 
maßgeblich dafür verantwortlich, daß das be-
triebliche Prämiensystem die Einführung von 
neuen und verbesserten Technologien behinder-
te. Erstens betrachteten die übergeordneten Wirt-
schaftsorgane und deshalb auch die Betriebe den 
Produktionsoutput als die bei weitem wichtigste 
Aufgabe. Zweitens wurde betrieblicher Erfolg 
nicht absolut, sondern relativ zum Plan gemes-
sen. Drittens war für den technologischen Wan-
del der operative Planzeitraum oft zu kurz.



Haupterfolgskennziffer für den Betrieb war meist 
die „Bruttoproduktion“. Ein wichtiger Grund für 
die wiederholt beklagte langsame Überleitung 
von FuE-Ergebnissen in die Produktion war, daß 
die notwendige Unterbrechung und Änderung 
des Produktionsablaufs die Erfüllung der Plan-
kennziffer „Bruttoproduktion“ gefährden könn-
te. Ein weiterer Grund ergab sich aus dem Wesen 
der Hauptkennziffer selbst. Wenn sie an der 
Stückzahl gemessen wurde, versuchte der Be-
trieb, möglichst viele Produkte herzustellen und 
vernachlässigte Qualität und Sortiment. Wenn sie 
am Gewicht gemessen wurde, versuchte der Be-
trieb, materialintensiv zu produzieren. Wenn sie 
im Preis ausgedrückt wurde, war der Plan leich-
ter zu erfüllen, wenn so viel teures Material wie 
möglich verwendet wurde.
Betrieblichen Erfolg relativ zum Plan zu messen 
bedeutete, daß Betriebe ein Interesse hatten, 
„weiche Pläne“ zu erhalten, d. h. Planziele, die 
leicht zu erfüllen waren. Sie versuchten im betref-
fenden Jahr aber nicht, die Planziele so weit wie 
möglich überzuerfüllen und deshalb sehr hohe 
Prämien zu erhalten, da sie wußten, daß ihre tat-
sächliche Planerfüllung von den Zentralplanern 
zur Grundlage der Planziele für das kommende 
Jahr genommen würde. Prämien für die nachfol-
genden Jahre wären dann nur mit äußerster 
Mühe oder gar unmöglich zu erreichen gewesen. 
„Harte“ Produktionspläne behinderten den tech-
nologischen Wandel. Da solche Pläne nur schwer 
zu erfüllen waren, konnten es sich die Betriebe 
nicht leisten, den Produktionsfluß zu unterbre-
chen, um neue Technologien einzuführen. Auch 
im Falle weicher Produktionspläne war es zwei-
felhaft, ob technologische Innovationen für den 
Betrieb vorteilhaft sein würden. Denn die Zen-
tralplaner konnten ja die neu eingeführten Tech-
nologien gleich in ihren nächsten Produktions-
plänen berücksichtigen und höhere Planziele für 
Produktion, Arbeitsproduktivität usw. auferle-
gen.
Der operative Planzeitraum betrug ein Jahr. Ob-
wohl FuE-Arbeit meistens einige Jahre dauerte, 

mußten FuE-Projekte jährlich geplant und Mate-
rialien, Personal und Finanzmittel von Jahr zu 
Jahr neu disponiert werden. Die Betriebe neigten 
deshalb dazu, ihre wissenschaftlich-technische 
Arbeit dem Rhythmus des Planjahres anzupas-
sen. Sie bevorzugten kurzfristige FuE-Arbeit mit 
geringem Risiko und versuchten Lieferungspro-
bleme zu vermeiden, indem sie die FuE-Projekte 
in den Jahresplan aufnehmen ließen.

5. Preise

Ein Betrieb, der technologisch veraltete Produkte 
herstellte, arbeitete in vielen Fällen rentabler, als 
wenn er neue Erzeugnisse hergestellt hätte. Die 
Produktion veralteter Erzeugnisse führte auch zu 
einer besseren Erfüllung anderer Plankennziffern 
wie Bruttoproduktion und Arbeitsproduktivität.

Ein Grund dafür waren die zusätzlichen Kosten 
bei der Einführung neuer Technologien — die 
sogenannten Anlaufkosten, die im ersten Herstel-
lungsjahr am höchsten waren. Ein Teil der An-
laufkosten wurde durch den Staat gedeckt, den 
übrigen Teil mußte der Betrieb jedoch über den 
Preis in einem längeren Zeitraum erwirtschaften.

Noch wichtigere Gründe resultierten aus der Tat-
sache, daß Preise fest und im allgemeinen kosten-
bezogen waren. Festpreise hatten die Eigen-
schaft, daß die im Laufe der Zeit eintretende 
Selbstkostenabnahme sich in einer größeren Ge-
winnspanne niederschlug. Kostenpreise bestan-
den zunächst aus den betrieblichen Selbstkosten 
zuzüglich 6 % Gewinn. Wie in der UdSSR be-
trachteten viele DDR-Theoretiker Kostenpreise 
als richtige Anwendung der Marxschen Wertleh-
re, nach der Preise den gesellschaftlich notwendi-
gen Arbeitsaufwand widerspiegeln sollten. Den-
noch behinderten diese Preise den technologi-
schen Wandel, da Betriebe weder für neue Pro-
dukte, die niedrigere Selbstkosten aufwiesen, 
noch für Produkte, die bei gleichen Selbstkosten 
einen höheren Gebrauchswert hatten, belohnt 
wurden.

V. Fördernde Kräfte für den technischen Wandel 
im traditionellen Zentralplanungssystem

Der grundlegende Stimulus für technologischen 
Wandel bestand im wirtschaftlichen Wettbewerb 
der beiden deutschen Staaten. Er veranlaßte die 
Parteileitung und die Zentralplaner, sich für den 
technologischen Wandel durch besondere Direk-
tiven und Pläne, durch ideologische Akzentu-

ierung und durch die verschiedenen Massenbe-
wegungen einzusetzen.

Direktiven vermochten die Einführung neuer Er-
zeugnisse und Verfahren zu erzwingen und führ-
ten sogar zur Neugründung bzw. zum Neueinsatz 



von Betrieben, FuE-Instituten und WB (Vereini-
gungen Volkseigener Betriebe). Pläne für den 
technologischen Wandel hätten die Dominanz 
des traditionellen Produktionsplanes reduziert, 
wenn man die Betriebsprämien hauptsächlich 
von der Einführung neuer Technologien oder Er-
zeugnisse mit dem höchsten Gütezeichen „Q“ 
(Qualität) abhängig gemacht, dem Betrieb flexi-
ble Produktionspläne erteilt und die benötigten 
Lieferungen garantiert hätte.
Die ideologische Akzentuierung des technologi-
schen Wandels nahm verschiedene Formen an. 
Führende Politiker betonten die Notwendigkeit, 
die Bundesrepublik in der Arbeitsproduktivität 
und in der Technologie einzuholen, und die Me-
dien widmeten solchen Themen große Aufmerk-
samkeit. Für Leistungen in Forschung und tech-
nologischer Innovation wurden Personen, Kol-
lektiven und Betrieben verschiedene Auszeich-
nungen und Privilegien gewährt. Weniger ange-
nehm war ideologischer Druck in Form von öf-
fentlichem Tadel von Betrieben, WB und Lei-
tern, besonders auf wichtigen Tagungen , oder 
Konferenzen, vor allem, wenn dies durch die 
Parteiführung geschah.
Zu einem gewissen Grad dürften die Massenor-
ganisationen wie die Parteiorganisation, die Ge-
werkschaftsbewegung, die „Aktivistenbewe-
gung“, die. „Neuererbewegung“ und die „Kam-
mer der Technik“ der Zurückhaltung der Be-
triebsleitungen entgegengewirkt haben, technolo-
gischen Wandel zu verwirklichen15 ). Daß sie 

15) Zu diesen Organisationen siehe die Nachschlage-
werke in Anm. 4.

l16) Gesetzblatt der DDR, Teil II, Nr. 64 (1963), S. 453— 
498. Für einen allgemeinen Überblick des NÖS und die 
spätere Entwicklung siehe z. B. G. Leptin/M. Melzer, 
Economic Reforms in East German Industry, Oxford — 
London — New York 1978, und Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung, Handbuch DDR Wirtschaft, Rein-
bek 1984.

diese Zurückhaltung jedoch ganz überwunden 
hätten, muß bezweifelt werden, wenn man den 
vorhandenen Interessenkonflikt bedenkt. Die be-
triebliche Parteileitung sollte beispielsweise auch 
helfen, die Erfüllung des Produktionsplanes zu 
sichern. In einer ähnlichen Situation war die Ge-
werkschaftsbewegung, die zusätzlich auch die In-
teressen der Beschäftigten vertreten sollte. In der 
Neuererbewegung bestand das Problem darin, ei-
nerseits die technische Kreativität des einzelnen 
zu fördern und andererseits die Belegschaft zur 
Erfüllung des Plans kollektiv mobilisieren zu 
müssen.

Ein Faktor, der den technologischen Wandel för-
derte und nicht institutionalisiert vom Zentrum 
ausging, war die Eigeninitiative. Viele Personen 
identifizierten sich mit dem Ziel, die Bundesrepu-
blik technologisch einzuholen. Eigeninitiative 
mag eine wesentliche Rolle dabei gespielt haben, 
die Inflexibilität und den unzulänglichen Anreiz 
des Planungssystems teilweise auszugleichen. Das 
FuE-Personal könnte seine Projekte gegen be-
triebliche Hindernisse bis zum Produktionsbe-
ginn durchgesetzt haben. Von den Betrieben her 
mag der Plan durch informelle Kontakte ergänzt 
worden sein, um Lieferschwierigkeiten und an-
dere Engpässe zu überwinden. Nicht zuletzt dürf-
ten wohl manche Betriebsleiter die technologi-
sche Innovation, trotz ihrer Nachteile für die all-
gemeine Planerfüllung, als eine ihrer wichtigsten 
Pflichten bzw. als auf längere Frist förderlich für 
ihre berufliche Karriere betrachtet haben.

VI. Technologischer Wandel im Neuen Ökonomischen System 
1963-1971

Zusammengenommen waren die Kräfte, die den 
technologischen Wandel im traditionellen Zen-
tralplanungssystem der DDR förderten, schwä-
cher als die, welche ihm entgegenwirkten. Wäh-
rend die politische Führung früher eine „falsche“ 
ideologische Haltung für das nicht zufriedenstel-
lende Funktionieren des Wirtschaftssystems ver-
antwortlich machte, potentielle Reformer wegen 
revisionistischer Tendenzen maßregelte und die 
Notwendigkeit betonte, den Planungsmechanis-
mus zu vervollkommnen, begann sie Anfang der 
sechziger Jahre, eine Änderung ihrer Wirtschafts-
politik zu erwägen. Motivierend wirkten die Sta-
gnation der Wirtschaft, der freiere Ideenaus-
tausch im Verlauf der Entstalinisierung, die Ab-
riegelung der Grenze zur Bundesrepublik und die 

Notwendigkeit, das Vertrauen der Bevölkerung 
zu gewinnen. Sehr einflußreich war die Liber-
man-Diskussion in der UdSSR, die ab September 
1962 stattfand und zeigte, daß die UdSSR eine 
Reform ihres eigenen Systems erwog. Nachdem 
einige Betriebe in der DDR mit Reformideen ex-
perimentiert hatten, genehmigte der Ministerrat 
im Juli 1963 die „Richtlinie für das neue ökono-
mische System der Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft“16 ). Damit stellte sich die DDR 
zunächst an die vordere Front der wirtschaftli-
chen Reformbewegung in Osteuropa und leitete 



ihre Reformen zwei Jahre vor der Sowjetunion 
ein.
Für einen Abbau der Planungstätigkeit und eine 
Minderung der Schwierigkeiten der Bürokratie 
und der Plankoordinierung waren verschiedene 
Maßnahmen von Bedeutung. Man wollte mehr 
Entscheidungsbefugnisse auf die unteren Ebenen 
der Wirtschaft übertragen. Die zentralen Organe 
sollten sich auf die wesentlichsten und längerfri-
stigen Ziele konzentrieren, die Betriebe mehr Ei-
genverantwortlichkeit erhalten und die WB soll-
ten ökonomisch selbständig arbeiten. Einige Pla-
nungsprozeduren gedachte man durch monetäre 
Methoden zu ersetzen: „Ökonomische Hebel“ 
wie Gewinn, Preise, Prämien und Steuern sollten 
betriebliche und VVB-Aktivitäten in Richtungen 
steuern, die für die gesamte Volkswirtschaft von 
Nutzen waren. Nicht zuletzt sollten die Pläne 
vereinfacht werden. Die Zahl der Planteile im 
„Plan Neue Technik“ sollte beispielsweise von 
zwölf auf zwei schrumpfen.
Das Neue Ökonomische System (NÖS) führte 
auch monetäre Instrumente ein, um einerseits 
den zentralen Organen eine bessere Übersicht 
über wichtige Forschungsprojekte zu verschaffen 
und andererseits die Interessen der Betriebslei-
tung und des FuE-Personals dahin gehend zu sti-
mulieren, Projekte auszuwählen, die geeignet 
schienen, beträchtlichen technologischen Wandel 
und eine Befriedigung der Kundenbedürfnisse 
herbeizuführen. In dieser Hinsicht waren die de-
zentralisierte Finanzierung von FuE sowie die ge-
änderten Preis- und Prämiensysteme besonders 
wichtig.
Vor dem NÖS wurde der größte Teil industrieller 
FuE durch den Staatshaushalt finanziert. Im Ok-
tober 1963 wurde die Bildung eines „Fonds Tech-
nik“ in den WB angeordnet, der die wissen-
schaftlich-technische Arbeit in den unterstellten 
Betrieben und FuE-Steilen finanzieren sollte. 
Nur Aufgaben von besonderer Bedeutung für 
eine vorrangige Entwicklung der führenden 
Zweige der Volkswirtschaft sollten noch unmit-
telbar vom Staatshaushalt finanziert werden. Ab 
Januar 1969 fand eine weitere Dezentralisierung 
in der Finanzierung von wissenschaftlich-techni-
scher Arbeit statt. Jetzt hatten nicht nur die WB, 
sondern auch die einzelnen Betriebe einen 
„Fonds Wissenschaft und Technik“ aus selbster-
wirtschafteten Mitteln zu bilden. Da die meisten 
FuE-Aufgaben nun auf Auftragsbasis durchge-
führt werden mußten, sollte das FuE-Personal ei-
nen Anreiz bekommen, sich mit kundenrelevan-
ten Projekten zu beschäftigen.
Sehr interessante Maßnahmen wurden im Be-
reich der Preisbildung und des betrieblichen Prä-
miensystems im Zeitraum 1967 bis 1971 getrof-

fen. Im Jahr 1967 wurde eine neue, dynamische 
Methode der Preisbildung eingeführt, die dazu 
dienen sollte, die Herstellung neuer und verbes-
serter Produkte zu stimulieren und die Herstel-
lung veralteter Erzeugnisse einzuschränken. Zu-
nächst war ein zusätzlicher Gewinn im Preis ent-
halten, der einen Anteil am ökonomischen Nut-
zen des Produktes darstellte. Um die mit der Zeit 
zunehmende Rentabilität bei der Herstellung äl-
terer Produkte zu vermeiden, nahm der Preis ei-
nen degressiven, stufenartigen Verlauf. Der da-
mit verbundene spätere Betriebsverlust sollte 
schließlich das Auslaufen veralteter Erzeugnisse 
aus der Produktion erzwingen.
Schon zu Beginn des NÖS wurde eine wichtige 
Änderung im betrieblichen Prämiensystem voll-
zogen: „Bruttoproduktion“ wurde durch „Ge-
winn“ als Hauptkennziffer des betrieblichen Er-
folges ersetzt. Im Jahr 1968 folgten Maßnahmen, 
um die Probleme der relativen Planerfüllung und 
des kurzen operativen Planzeitraums in Angriff 
zu nehmen. Betrieblicher Erfolg wurde jetzt abso-
lut und über längere Zeiträume als ein Jahr ge-
messen. Perspektivpläne — zunächst für 1969 bis 
1970 und 1971 bis 1975 — erlangten damit eine 
größere Bedeutung als die Jahrespläne.
Insgesamt war das Neue Ökonomische System 
ein beeindruckendes wirtschaftliches Konzept; 
theoretisch versprach es, den technologischen 
Wandel effektiver als zuvor zu stimulieren. In der 
kurzen Zeit, in der das NÖS in Kraft blieb, 
erwiesen sich seine Maßnahmen jedoch in der 
Praxis als ungenügend. Sie konnten die hartnäk- 
kigen Hindernisse, die das traditionelle Zentral-
planungssystem dem technologischen Wandel 
entgegengesetzt hatte, höchstens etwas abbauen.
Immer noch wurde das Tempo der industriellen 
Innovation und Diffusion durch Probleme der 
Bürokratie, der Plankoordinierung und bei der 
Projektauswahl gebremst. Das System der degres-
siven Preise initiierte sogar Scheininnovationen, 
da Betriebe durch geringfügige Produktänderung 
höhere Preise erlangen konnten. Selten jedoch 
schlossen die Preise für neue Produkte einen 
Nutzenszuschlag ein; der ökonomische Nutzen 
eines neuen oder verbesserten Produktes ist 
grundsätzlich schwer zu berechnen, und Abneh-
mer in der DDR zeigten nur geringe Bereitschaft, 
notwendige Informationen für solche Berechnun-
gen zur Verfügung zu stellen. Auch die De- 
gressionskurve war von vornherein schwer zu be-
stimmen; oft wurde sie auf ein paar Stufen stark 
vereinfacht.
Betriebe fürchteten noch immer „harte Pläne“. 
Erstens waren sie vertraglich verpflichtet, be-
stimmte Produktionsziele zu erfüllen. Zweitens 
wurde nur die Hauptkennziffer absolut gemes-



sen, andere staatliche Plankennziffern wurden 
wie bisher relativ zum Plan gemessen. Nichterfül-
lung von zwei vorgeschriebenen Nebenkennzif-
fern führte zu einer viel stärkeren Reduzierung 
der betrieblichen Prämien als in der Vergangen-
heit. Drittens hingen die Prämien für die Be-
triebsleiter von der Erfüllung der zwei Neben-
kennziffern, der Wirtschaftsverträge, der Export-
aufgaben und der Kontinuität der Produktion 
ab.

Ende 1970 wurde das Neue Ökonomische System 
faktisch aufgegeben. Im Herbst 1970 war es zu 
einer Wirtschaftskrise gekommen. Es gab ernste 
Lieferungsprobleme, Vertragsrückstände, Ex-
portrückstände und verzögerte Investitionen. 
Eine wesentliche Rolle beim Abbruch des NÖS 
spielten die hohen Ziele des Volkswirtschaftspla-
nes in den Jahren 1969 und 1970 sowie eine ehr-
geizige offensive Strategie für technologischen 
Wandel.

VII. Ulbrichts Offensivstrategie für technologischen Wandel
1967/6841971

Die Offensivstrategie war ein großangelegter Ver-
such der politischen Führung und der zentralen 
Organe, den technologischen Wandel zu be-
schleunigen. Sie dürfte aus Ungeduld bzw. Ent-
täuschung über den bisherigen Verlauf und die 
Ergebnisse des NÖS entstanden sein. Ehrgeiziges 
Ziel dieser Strategie, die 1967 konzipiert und 
1968 begonnen wurde, war es, die damals gege-
benen wissenschaftlich-technischen Niveaus in 
der Welt sozusagen zu überspringen. Die alte po-
litische Maxime „einholen und überholen“ galt 
nun selbst als überholt: jetzt hieß es „überholen 
ohne einzuholen“. Diese Strategie orientierte sich 
auf das Setzen und Fördern technologischer Prio-
ritäten, die Konzentration der Produktion und 
Forschung und eine engere Verflechtung akade-
mischer Wissenschaft mit der Industrie.
„Pionier- und Spitzenleistungen“ sollten in For-
schung und Technik auf einigen für die Volks-
wirtschaft sehr wichtigen oder „strukturbestim-
menden“ Gebieten erbracht werden. Über die 
„strukturbestimmenden“ Technologien wurden 
keine ausführlichen Informationen veröffent-
licht, doch lassen Produktionsstatistiken darauf 
schließen, daß es sich dabei um Bereiche handel-
te, in denen die DDR einen besonderen Rück-
stand hinter der Bundesrepublik hatte. Die struk-
turbestimmenden Bereiche wurden angeblich aus 
Prognosen der zukünftigen Entwicklung der 
Volkswirtschaft abgeleitet. Strukturbestimmende 
Betriebe wurden dem direkten Regiment der 
Zentralplaner unterstellt, die den Betrieben staat-
liche Plankennziffern für strukturbestimmende 
Aufgaben vorschrieben. Nichterfüllung dieser 
Plankennziffern hatte eine drastische Minderung 
der betrieblichen Prämienfondszuführung und 
möglicherweise den Verlust von Prämien für die 
Betriebsleitung zur Folge.
Eine intensive Konzentrationswelle fand ab 1968 
statt, um die Leistungsfähigkeit der Industrie zu 
erhöhen und um bessere Bedingungen für den 

technologischen Wandel zu schaffen. Große Be-
deutung wurde der Bildung von Kombinaten — 
meistens aus dem Zusammenschluß mehrerer 
einzelner Betriebe — in „strukturbestimmenden 
Bereichen“ beigemessen. Im Gegensatz zu den 
nur horizontal organisierten (d. h. auf der 
gleichen Produktionsstufe) WB konnten Kombi-
nate auch vertikal (d. h. auf verschiedenen Pro-
duktionsstufen vom Halbfabrikat bis zum Fertig-
produkt) strukturiert sein. Während es vor 1968 
wenige Kombinate in der DDR gegeben hatte, 
bestanden Ende 1972 120 Kombinate, und diese 
erzeugten fast 60 % der Warenproduktion in der 
zentralgeleiteten Industrie. Besondere Bedeutung 
wurde auch dem Aufbau „sozialistischer Groß-
forschung“ beigemessen. Sie sollte durch große 
Forschungseinrichtungen, große Forschungskol-
lektive und eine reduzierte Zahl von FuE-Projek- 
ten gekennzeichnet sein. Sogenannte Großfor-
schungszentren wurden vornehmlich für die 
Kombinate geplant.
Ein weiteres Ziel war es, die Forschung der Aka-
demie der Wissenschaften und der Universitäten 
„eng und wirksam mit der sozialistischen Groß-
industrie zu verbinden, hauptsächlich mit den 
Kombinaten und Großforschungszentren“, „da-
mit gemeinsam Pionier- und Spitzenleistungen 
vollbracht werden“ könnten17 ). Reformen der 
Akademie und des Hochschulwesens wurden ein-
geleitet, um akademische Forschung sowohl in-
stitutionell als auch thematisch zu konzentrieren, 
um die industrielle Relevanz ihrer Forschungs-
projekte zu erhöhen und um die Lehrinhalte auf 
den neuesten Stand zu bringen. Die globale, in-
stitutionell bezogene Finanzierung akademischer 
Forschung aus dem Staatshaushalt wurde im Ja-
nuar 1969 abgeschafft und durch auftragsgebun-

17) Die Deutsche Akademie der Wissenschaften auf dem 
Weg zur Forschungsakademie der sozialistischen Gesell-
schaft, Berlin (Ost) 1970, S. 104.



dene Finanzierung ersetzt. Die Akademie und 
das Hochschulwesen mußten sich jetzt um gesell-
schaftliche und insbesondere industrielle Auf-
traggeber bemühen. Die Wissenschaftler der 
Akademie „sollten vom ersten Schritt ihrer Ar-
beit an das Ziel verfolgen, daß die Endprodukte 
ihrer Forschungsarbeit auf der Grundlage vollau-
tomatischer Fließverfahrenszüge hergestellt wer-
den“, und die Hochschulen sollten „

18
immer mehr 

zu Kombinaten der Wissenschaft“ werden ).
Trotz mehrerer positiver Aspekte war Ulbrichts 
Offensivstrategie unrealistisch. Die politische 
Führung schien die Komplexität des Innova-
tionsprozesses und die verwickelten Verbindun-
gen zwischen Grundlagenforschung, angewand-
ter Forschung und Entwicklung zu unterschät-
zen. Sie verkannte bei radikalen industriellen In-
novationen 19 ) die'" Rolle von Grundlagenfor-
schung, von Zufallsfaktoren sowie von Kreativi-
tät. Sie unterschätzte die wirtschaftliche Bedeu-
tung von bescheidenerem, allmählichem techno-
logischem Wandel und berücksichtigte nicht ge-
nügend die Zeitspanne, die bedeutende Innova-
tionen von der Konzeption bis zur kommerziel-
len Einführung benötigen. Die Begeisterung der 
Führung für Prognostik und andere „rationelle“ 
Praktiken wie Operations Research, Computer-
verfahren und wissenschaftliches Management 
wurde sicherlich durch das Interesse für diese 
Methoden sowohl in der UdSSR als auch in den 

kapitalistischen Industrieländern stark beein-
flußt. Größere Praxisnähe und mehr ökonomi-
scher Realismus hätten jedoch manche hochge-
steckten Erwartungen in der DDR schon bald als 
unbegründet erweisen können. Der Glaube an 
die Effektivität der Großforschung und Großpro-
duktion war teilweise durch die marxistisch-leni-
nistische Theorie, aber auch durch sowjetische 
und westliche Befürworter beeinflußt. Eine stär-
kere Berücksichtigung der vorliegenden prakti-
schen Erfahrungen in anderen Ländern hätte po-
sitiv ernüchternd wirken können. Statt dessen 
wurden in der DDR diejenigen kritisiert oder 
ignoriert, die öffentlich Zweifel an der Notwen-
digkeit einer schnellen Konzentration der For-
schung und Produktion äußerten20).

18) Ebenda, S. 104, und: Die Wirtschaft, Nr. 15, 
10. April 1969, S. 4.
19) Innovationen, die einen bedeutenden technologi-
schen Schritt vorwärts darstellen.

20) Ausführlicher in R. Bentley (Anm. 8), insbesondere 
Kapitel 6, Kapitel 7, S. 181 f. und Kapitel 8, S. 214 f.

Die hohen Ziele des Volkswirtschaftsplanes in 
den Jahren 1969 und 1970 konnten nicht gleich-
zeitig mit der schnellen Verwirklichung eines 
grundlegenden technologischen Wandels und der 
Bildung von Großbetrieben und Großforschung 
erfüllt werden. Die bevorzugte Förderung von 
„strukturbestimmenden“ Bereichen hatte die Ver-
nachlässigung anderer Bereiche zur Folge, und 
dies wiederum verursachte Lieferungsprobleme 
für die strukturbestimmenden Bereiche. Mit der 
Wirtschaftskrise von 1970 wurde nicht nur der 
Abbruch des Neuen Ökonomischen Systems, 
sondern auch das Ende der Offensivstrategie und 
die Abdankung Walter Ulbrichts eingeleitet.

VIII. Technologischer Wandel unter Honecker 1971—1985

Der neue Parteichef war vorrangig bestrebt, die 
Stabilität in der Wirtschaft wiederherzustellen 
und die Situation der Konsumenten zu verbes-
sern. Er entschied sich für eine Rezentralisierung 
der Wirtschaft, für die Einschränkung indirekter 
ökonomischer Steuerung, die Stillegung der Kon-
zentrationswelle und für die Förderung vernach-
lässigter Industriebranchen. Statt großartiger 
technologischer Sprünge nach vorn galt jetzt die 
„Intensivierung der gesellschaftlichen Produk-
tion“, d. h. die effektivere Nutzung vorhandener 
Anlagen, Arbeitskräfte, Rohstoffe und Energien. 
„Großforschungszentren“ wurden schlicht in 
„Forschungszentren“ umbenannt. Das bescheide-
nere Ziel war nun, weniger die „wissenschaftlich- 
technische Revolution“ zu meistern als den „wis-

senschaftlich-technischen Fortschritt“ zu be-
schleunigen.

Als Ergebnis der Konsolidierungsmaßnahmen 
wurde die Wirtschaftskrise rasch überwunden. 
Dennoch ergaben sich für die Wirtschaft der 
DDR bald neue Schwierigkeiten. Diesmal resul-
tierten sie aus der Verteuerung ihrer Rohstoff-
und Energieimporte und aus den verringerten 
Absatzchancen ihrer Produkte auf den westli-
chen, im Zeichen der Rezession und des Protek-
tionismus stehenden Märkten. Kurzfristig konn-
ten diese Schwierigkeiten überbrückt werden, in-
dem die DDR sich nun stärker bei den westlichen 
Industrieländern und der UdSSR verschuldete. 
Längerfristig erachtete die SED-Führung ein grö-
ßeres Wirtschaftswachstum und eine Steigerung 
ihrer Exportanstrengungen für notwendig. Diese 



Ziele sollten durch die intensivere Nutzung aller 
Produktionsfaktoren sowie eine Beschleunigung 
des technologischen Wandels, aber unter Ver-
zicht auf eine Steigerung der Investitionsquote 
erreicht werden.
Die Bedingungen für einen schnelleren technolo-
gischen Wandel waren zunächst jedoch nicht 
sonderlich günstig. Die Rezentralisierung bedeu-
tete eine weitgehende Rückkehr zu den traditio-
nellen Hindernissen des technologischen Wan-
dels. Die Zahl der Plankennziffern für die Be-
triebe und die allgemeine Bürokratisierung nah-
men stark zu. Der betriebliche Erfolg wurde wie-
der relativ zum Plan gemessen, der operative 
Planzeitraum betrug wieder ein Jahr, und ab 1972 
bestand die Hauptplankennziffer in der „Waren-
produktion“, die stark an die „Bruttoproduk-
tion“ früherer Zeiten erinnerte. Das System der 
Degressivpreise wurde in der DDR zur gleichen 
Zeit abgebrochen, als es in der UdSSR eingeführt 
wurde.
Im Laufe der siebziger und achtziger Jahre wur-
den allerdings auch Maßnahmen ergriffen, um 
die Bedingungen für den technologischen Wan-
del zu verbessern. Für alle Betriebe, Kombinate, 
WB und Ministerien wurde ab 1974 ein speziel-
ler Abschnitt des „Planes Wissenschaft und Tech-
nik“ für „Überleitungsaufgaben“ verbindlich, um 
die verschiedenen Vorgänge zu bestimmen und 
zu harmonisieren, die für einen erfolgreichen 
Transfer wissenschaftlicher Ergebnisse in die 
Produktion notwendig waren. „Koordinierungs-
pläne“ sollten als entscheidende Kettenglieder 
für umfangreiche Innovationsaufgaben fungie-
ren, die das Zusammenwirken mehrerer Bereiche 
der Volkswirtschaft erforderten. Außerdem wur-
den sogenannte Pflichtenhefte eingeführt, um die 
Kosten und den Nutzen von FuE-Projekten zu 
dokumentieren. Ab 1976 bildete man Preise für 
neue bzw. weiterentwickelte Produkte nach ei-
nem „Preis-Leistungs-Verhältnis“. Der neue Preis 
sollte aufgrund der existierenden Preise ver-
gleichbarer Erzeugnisse und der verbesserten Ge-
brauchseigenschaften festgesetzt werden.
Daß der technologische Wandel durch noch 
mehr Planung und Dokumentationsarbeit erfolg-
reich beschleunigt werden könnte, ist zu bezwei-
feln. Das Preis-Leistungs-Prinzip wurde von 
manchen DDR-Theoretikern wegen der Beto-
nung des Gebrauchswertes und der Vernachlässi-
gung des gesellschaftlich erforderlichen Arbeits-
aufwandes kritisiert. Im Jahre 1983 wurde die 
Preisbildung nach diesem Prinzip aufgegeben. 
Die Hauptveranlassung dafür war die Schwierig-
keit, Gebrauchseigenschaften zu messen und das 
Interesse der produzierenden Betriebe, diese Ei-
genschaften zu übertreiben.

Zwei Maßnahmen der SED-Führung, die positi-
ver zu bewerten sind, betrafen die Grundlagen-
forschung und die Kombinatsbildung. Unter Ho-
necker wurde die Stellung der Grundlagenfor-
schung gestärkt. „Eine nur auf die Bedürfnisse 
der nächsten Jahre orientierte Wissenschaft wäre 
also dem Sozialismus ebensowenig angemessen 
wie eine Wissenschaft, die ausschließlich auf die 
Zukunft orientiert ist.”21) Die finanzielle Abhän-
gigkeit der Akademie der Wissenschaften und 
der Hochschulen von der Industrie wurde redu-
ziert.

21) K. Hager, Sozialismus und wissenschaftlich-techni-
sche Revolution, Berlin (Ost) 1973, S. 17.
22) Vergleiche Teil IV/2 dieses Aufsatzes.

In einer erneuten Konzentrationswelle zwischen 
1976 und 1980 wurden neue zusätzliche Kombi-
nate gebildet; die WB wurden abgeschafft. Ein 
wichtiges Ziel war es, die Innovationsarbeit unter 
eine einheitliche Leitung zu bringen. Für die ge-
samte Tätigkeit eines Kombinats war der Gene-
raldirektor verantwortlich, der in der Regel auch 
über Zulieferbetriebe und ein eigenes For-
schungszentrum verfügte. Er war eher als die Lei-
tung einer horizontalen WB in der Lage, Liefe-
rungsprobleme zu reduzieren, die Produktion zu 
koordinieren, FuE-Projekte anwendernah zu hal-
ten und einem „Staffellauf2)  in der Innovation 
vorzubeugen. Durch die Eingliederung von Au-
ßenhandelskompetenzen in die Kombinate 
wurde der Innovationsdruck vom internationalen 
Markt her verstärkt. Zudem konnten die zentra-
len Organe leichter als bisher Innovationen nach 
unten verordnen. Der Generaldirektor unter-
stand direkt dem zuständigen Industrieminister 
und wurde von ihm berufen bzw. abberufen. Ab 
1983 mußten die „Planentwürfe Wissenschaft 
und Technik“ der zentralgeleiteten Kombinate 
unter der persönlichen Leitung der Minister bera-
ten werden. Im allgemeinen dürften der Umfang 
von Planungsarbeit und Bürokratie und die Pro-
bleme der Plankoordinierung durch die Kombi-
nate reduziert worden sein.
Neben diesen Vorteilen sind auch einige Nach-
teile zu sehen. Die Kombinate waren häufig geo-
graphisch zersplittert; dies erschwerte der Kom- 
binatsleitung eine gründliche Kenntnis der ver-
schiedenen zum Kombinat gehörenden Betriebe 
und beeinträchtigte die Mobilität von Kombi-
natsangehörigen zwischen diesen Betrieben. Der 
Produktionsplan dominierte weiter: Die Bereit-
schaft der Kombinatsbetriebe, wichtige technolo-
gische Änderungen durchzuführen, die nicht im 
Staatsplan enthalten waren, dürfte nicht sonder-
lich groß gewesen sein. Ob die Möglichkeit, In-



novationen nach unten zu verordnen, immer klug 
genutzt wurde, hing stark vom Informationsstand 
und von den Fachkenntnissen des betreffenden 
zentralen Personals ab. Nicht zuletzt ist es frag-
lich, ob die Kombinatsbildung tatsächlich den 
angenommenen Größenvorteil in Produktion 
und Forschung erbrachte. Empirische Untersu-
chungen zu diesen Fragen in westlichen Firmen 
zeigen, daß die Zweckmäßigkeit der Großpro-
duktion von der Art des Erzeugnisses, der Indu-
striebranche, der Größe des Marktes sowie des 
Standorts der Betriebe usw. abhängt, während 
die Eignung von Großforschung durch die spezi-
fische Richtung und das Ziel des Projektes be-
dingt ist.

Mit der Kombinatsbildung und der von der SED 
auf ihrem X. Parteitag im Jahr 1981 entwickelten 
„Ökonomischen Strategie für die achtziger Jah-
re“ schien die SED-Führung gewissermaßen wie-
der an Ulbrichts „Offensivstrategie“ angeknüpft 
zu haben. Wieder sollten progressive Technolo-
gien stärker gefördert werden, diesmal vor allem 
Mikroelektronik, Robotertechnik, EDV und mo-
derne Verfahren zur Rohstoffverarbeitung und 
zur Sicherung der Energieversorgung. Nochmals 
war die Sprache von der „Meisterung der wis- 
sesnschaftlich-technischen Revolution“. Um 
„Spitzenleistungen“ zu erreichen, wurden 
„Staatsaufträge“ für FuE-Projekte erteilt, denen 
Priorität zuerkannt wurde. Staatsaufträge umfaß-
ten und verzahnten alle Schritte, die für die 
Durchführung der FuE und die Überleitung in 
die Produktion notwendig waren. FuE-Ausrü- 
stung und -Lieferungen wurden hierbei vorrangig 
zur Verfügung gestellt. Statt im Rhythmus des 
Ein- oder Fünfjahrplanes wurden Staatsaufträge 
für den gesamten Projektzeitraum geplant. Trotz 
unbestreitbarer Ähnlichkeiten zwischen der 
„Ökonomischen Strategie“ und Ulbrichts Offen-
sivstrategie bestanden dennoch wichtige Unter-
schiede: die Erwartungen an Forschung, Ent-
wicklung und neue Technologien waren realisti-
scher, die Investitionsquote konnte nicht erhöht 
werden und die „Intensivierung“ nahm jetzt ei-
nen zentralen Platz in der neuen Strategie ein.

Eine wichtige von den vielen gesetzlichen und 
administrativen Regelungen zur „Vervollkomm-
nung der Leitung, Planung und wirtschaftlichen 
Rechnungsführung“, die im Zusammenhang mit 
der „Ökonomischen Strategie für die achtziger 
Jahre“ und insbesondere für die Kombinate er-
lassen wurden, betraf die Leistungsbewertung. 
Die „Warenproduktion“ wurde als Hauptplan-
kennziffer im Jahre 1983 abgelöst, spielte aber 
weiterhin eine wichtige Rolle in der Planung. Seit 
1984 gibt es die vier Hauptkennziffern: „Netto-

produktion“23 ), „Nettogewinn“, „Erzeugnisse 
und Leistungen für die Bevölkerung“ und „Ex-
port“. Andere wichtige Regelungen sahen einen 
umfassenden Mechanismus zur Kontrolle der Er-
zeugnisqualität vor und dehnten die Kontrolltä-
tigkeit der Banken bei Innovationsprojekten 
aus.

23) Produktion abzüglich Materialverbrauch und Ab-
schreibung.
24) D. Cornelsen/M. Melzer/A. Scherzinger, DDR- 
Wirtschaftssystem: Reform in kleinen Schritten, in: 
yierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, (1984) 2, 
S. 200—223; und K. C. Thalheim/K. Erdmann/M. 
Haendcke-Hoppe/W. Homann/K. Krakat, Gegenwär-
tige Reformansätze im Wirtschaftssystem der DDR — 
Renaissance des ,Neuen Ökonomischen Systems'?, in: 
FS Analysen, (1984) 1. Zusammenfassungen in Deutsch-
land Archiv, (1985) 2, S. 140—151.

Westliche Experten sind sich uneins, ob die vie-
len Änderungen in der Organisation und Leitung 
der DDR-Wirtschaft zusammengenommen eine 
„Reform in kleinen Schritten“ darstellen oder ob 
sie als Weiterentwicklung ohne grundsätzliche 
Veränderung des wirtschaftspolitischen Instru-
mentariums zu bewerten sind24 ). Fest steht je-
doch, daß die großen Hindernisse für den tech-
nologischen Wandel in der DDR, die aus dem 
Preismechanismus und der relativen Planerfül-
lung herrühren, nach vier Jahrzehnten noch nicht 
überwunden sind.
In der Förderung des technologischen Wandels 
sieht die SED-Führung eine ihrer wichtigsten 
Aufgaben. Ungeeignete Maßnahmen könnten zu 
einem zu niedrigen Wirtschaftswachstum, einer 
zu geringen Exportleistung, einem zu niedrigen 
Lebensstandard und zu einem immer schlechte-
ren Abschneiden im Wettbewerb der beiden 
deutschen Staaten führen, schließlich auch zu 
Unruhe in der Bevölkerung. Andererseits würde 
eine radikale Wirtschaftsreform in Richtung ei-
ner sozialistischen Marktwirtschaft das Tempo 
des technologischen Wandels merklich beschleu-
nigen, aber gleichzeitig das Risiko in sich bergen, 
die politische Stabilität zu gefährden. Angesichts 
dieser Rahmenbedingungen und der Erfolge des 
gegenwärtigen Wirtschaftssystems hinsichtlich ei-
nes Abbaus der Auslandsverschuldung, einer 
Senkung des Material- und Energieverbrauchs 
und einer Beschleunigung des Wirtschaftswachs-
tums darf erwartet werden, daß die zukünftigen 
Maßnahmen der SED-Führung weiterhin in 
Richtung organisatorischer und planbezogener 
Verbesserungen und auf einen erhöhten, wenn 
auch vorsichtigen Gebrauch von „ökonomischen 
Hebeln“ zielen werden. Dabei ist die Wahr-
scheinlichkeit gering, daß die technologische 
Lücke zwischen den beiden deutschen Staaten 
sich entscheidend verringern oder gar verschwin-
den wird.



Adam Gwiazda

Das Währungssystem der RGW-Länder

Für Fachleute im Westen wie im Osten, die mit 
den wirtschaftlichen und politischen Verhältnis-
sen im Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) wohlvertraut sind, ist es oft nicht leicht, 
das Wesen und die Funktionsweise des Wäh-
rungssystems der RGW-Staaten zu begreifen 1). 
Es ist ebenfalls schwierig, die Absichten jener 
östlichen Politiker und Regierungsbeamten zu 
verstehen, die nach dem Zweiten Weltkrieg ein 
System eingeführt haben, das die nationalen 
Währungen zwangsläufig auf ihre reine Binnen-
funktion reduzierte und somit für die relative 
Schwäche dieser Währungen gegenüber der soge-
nannten harten Valuta, dem am meisten ge-
schätzten „Gut des Weltmarkts“, verantwortlich 
ist.
Wie allgemein bekannt sein dürfte, sind die 
RGW-Währungen nichtkonvertierbar und kön-
nen nicht gegen Dollar, DM oder andere konver-
tible Währungen eingetauscht werden2). Darüber 
hinaus sind sie selbst innerhalb des östlichen 
Wirtschaftsverbundes nicht konvertibel und so-
mit reine Binnenwährungen. Trotz der von den 
Regierungen offiziell festgelegten Wechselkurse 
zu den Währungen östlicher und westlicher Län-
der gibt es kein ökonomisch begründbares 
Tauschverhältnis des östlichen Geldes zu diesen.

3) Siehe z. B. Z. Fedorowicz, The foundations of the 
theory of money in a socialist economy, Warschau 1975 
(in polnisch); M. Kurcharski/W. Pruss, Money and 
credit in socialism, Warschau 1975 (in polnisch); 
J. Vincze, The international exchange System of the 
CMEA, Warschau 1981 (in polnisch); A. Zwass, 
Money, banking and credit in the Soviet Union and 
Eastem Europe, New York 1979.
4) Vgl. A. Zwass (Anm. 3), S. IX.

Viele Studien, die sich mit den Geld- und Wäh-
rungsproblemen der RGW-Länder beschäftigen, 
haben gezeigt, daß die osteuropäischen Länder 
keine Veranlassung gesehen haben, angemessene 
Währungsinstrumente im Intra-RGW-Handel 
oder in den Wirtschaftsbeziehungen zum Westen 
und zur Dritten Welt zu entwickeln, solange auch 

eine Währung mit begrenzter Geltung und Funk-
tion den internen Erfordernissen der Planwirt-
schaften genügte3). Bereits Mitte der fünfziger 
Jahre wurde es aber offenkundig, daß Währun-
gen mit einer reinen Binnenfunktion zwar in der 
Anfangsphase, als die östlichen Planwirtschaften 
nach Autarkie strebten, angemessen gewesen sein 
mögen, sich anschließend aber als großes Handi-
kap erwiesen angesichts der Tatsache, daß die 
internationale Arbeitsteilung eine notwendige 
Bedingung für den technischen Fortschritt und 
für vergleichbare Kostenvorteile als Vorausset-
zung für Wirtschaftlichkeit darstellt4).
Das auch heute, Mitte der achtziger Jahre, noch 
vorhandene Gefüge von monetären Beziehungen 
der einzelnen sozialistischen Staaten untereinan-
der ist die logische Konsequenz eines überzentra-
lisierten Systems von Planung und Management, 
das nach dem Zweiten Weltkrieg aus politischen 
Gründen in den osteuropäischen Ländern einge-
führt wurde. Dieses System hat u. a. zu der will-
kürlichen Festsetzung von Wechselkursen für 
Handel und Tourismus, unabhängig von Markt-
einflüssen, geführt. Einige osteuropäische Wäh-
rungen wurden von Anfang an im Verhältnis zu 
den anderen RGW-Währungen über-, andere un-
terbewertet. Dies ist noch heute eine Quelle per-
manenter Kontroversen und Diskussionen zwi-
schen Regierungsbeamten der einzelnen soziali-
stischen Länder, die mit währungs- und finanz-
politischen Angelegenheiten befaßt sind. Gleich-
zeitig liegt hier die Hauptursache für das Entste-
hen eines sogenannten Schwarzmarkt-Wechsel-
kurses innerhalb der RWG-Staaten.

1) Mit dem Begriff „RGW“ bzw. Osteuropa sind fol-
gende Länder gemeint: Sowjetunion, Polen, Ungarn, 
CSSR, DDR, Bulgarien und Rumänien.
2) Zumindest sind sie nicht frei konvertierbar zu einem 
realistischen Wechselkurs.

Übersetzung aus dem Englischen: Michael Clauß, 
Bonn



I. Kurzbeschreibung des östlichen Währungssystems — 
Eine historische Perspektive

Nach dem Zweiten Weltkrieg war es erkärtes Ziel 
der Mehrzahl der osteuropäischen Regierungen, 
die eigene Währung von den Einflüssen des 
Weltmarkts abzuschirmen. Im Handel mit der 
nichtsozialistischen Welt entwickelten die RGW- 
Staaten zwei Verfahren des gegenseitigen Zah-
lungsverkehrs. Diese betreffen:
— Erlöse oder Zahlungen im Handelsverkehr, 
d. h. Güter- und Dienstleistungsaustausch, der zu 
Fremdpreisen (ausgedrückt in künstlichen Wäh-
rungseinheiten) und ohne jede Beziehung zu dem 
Binnen-Preissystem und dem offiziellen Wechsel-
kurs des handeltreibenden RGW-Mitgliedslandes 
abgewickelt werden konnte.
— Einnahmen und Zahlungen, die nicht aus dem 
Handelsverkehr herrühren, z. B. der gegenseitige 
Verkauf von Dienstleistungen auf dem Gebiet ei-
nes bestimmten sozialistischen Landes, und na-
türlich zu inländischen Preisen und nur in der 
entsprechenden nationalen Währung abgerech-
net werden konnten (die wiederum nur auf der 
Basis des aktuellen Wechselkurses dieser Wäh-
rung zu den anderen osteuropäischen Währun-
gen zu verrechnen war).
Alle direkten Verbindungen zwischen dem Welt-
marktpreis, der in Devisen bezahlt werden muß, 
und den inländischen Preisen (in der nationalen 
Währung des betreffenden osteuropäischen Lan-
des) wurden aus dem Zahlungsverkehr eliminiert, 
was man „ganz einfach“ dadurch erreichte, daß 
man im Rahmen des Systems zentraler Planung 
eine Direktive erließ, die alle nationalen Wäh-
rungen der osteuropäischen Staaten vom interna-
tionalen Güteraustausch ausschloß, insbesondere 
in ihrer Funktion als Wertmaßstab und Zah-
lungsmittel.
Gleichzeitig wurde ein zweistufiges System der 
Verrechnung von Handelsgeschäften eingeführt. 
Auf der einen Seite mußte die Verrechnung von 
Außenhandelsgeschäften über die jeweilige na-
tionale Bank nach vorher festgelegten Umrech-
nungsfaktoren für ausländische Währungen, die 
man jeweils einnahm oder ausgab, erfolgen. Die 
andere Seite betraf, sozusagen in einer zweiten 
Stufe, das Außenhandelsgeschäft und den jewei-
ligen östlichen Handelspartner, sei es als Expor-
teur oder als Importeur. Diese Geschäfte wurden 
natürlich auf der Basis inländischer östlicher 
Preise getätigt.
An dieser Stelle sollte erklärt werden, daß dieses 
dualistische und höchst bizarre Abrechnungssy-
stem im Außenhandel seinen Ursprung in der 

dem sowjetischen Modell von 1917/18 folgenden 
Einführung eines staatlichen Außenhandelsmo-
nopols hat.
Die traditionelle Form dieses Staatsmonopols ist 
von Heinrich Machowski folgendermaßen be-
schrieben worden:
„— Außenhandelsgeschäfte werden ausschließ-
lich von spezialisierten staatlichen Außenhan-
delsunternehmungen (AHU) durchgeführt, die 
unmittelbar dem Außenhandelsministerium un-
terstellt sind. Zwischen der Binnenwirtschaft und 
diesem Außenhandelsapparat bestehen keine or-
ganisatorischen Querverbindungen.
— Dem Zahlungsverkehr zwischen Binnenwirt-
schaft und den staatlichen Außenhandelsunter-
nehmungen liegen Inlandspreise zugrunde, die 
von den staatlichen Preisbehörden autonom, d. h. 
nach den Bedürfnissen der staatlichen Wirt-
schaftsplanung, festgesetzt werden und in keinem 
direkten Zusammenhang zu den entsprechenden 
Devisenpreisen stehen. Für den auswärtigen Zah-
lungsverkehr in Fremdwährungen sind aus-
schließlich die staatlichen Außenhandelsunter-
nehmungen zusammen mit der staatlichen Au-
ßenhandelsbank, einer Filiale der Staatsbank, zu-
ständig. Die Differenzen zwischen diesen Zah-
lungen und dem inländischen Gegenwert der De-
visenaufwendungen und -erträge werden auto-
matisch über das sogenannte Preisausgleichs-
konto mit dem Staatshaushalt verrechnet; dieser 
ist der letzte Träger des Außenhandelsrisikos“5). 
Hinzugefügt werden muß, daß alle Unterschiede 
— ohne Rücksicht darauf, wie kalkuliert wurde 
— zwischen ausländischen Preisen, getauscht in 
heimischen Währungen aufgrund vorher festge-
legter Verrechnungsraten, und den nationalen, 
einheimischen Preisen am Ende auch im Staats-
haushalt verrechnet werden.

5) H. Machowski, Aktuelle Probleme der Währungspo-
litik der RGW-Staaten, in: H. Besters (Hrsg.), Wäh-
rungspolitik auf dem Prüfstand, Baden-Baden 1984,
S. 154f.

Wie bereits angedeutet, haben die osteuropäi-
schen Währungen keinen „ökonomisch begrün-
deten“ Wechselkurs gegenüber Fremdwährun-
gen. Dies gilt im übrigen auch gegenüber den 
anderen osteuropäischen Währungen5). Außer-
dem ist der Handel mit Devisen verboten. Zwar 
gibt es einen amtlichen Wechselkurs, der bis etwa 
Anfang der siebziger Jahre von der Staatsbank 
aufgrund einer offiziellen Goldparität festgesetzt 



wurde (vgl. Tabelle 1). Seither wird dieser Kurs 
an die Wertschwankungen westlicher Währungen 
— nach für Außenstehende nicht immer erkenn-
baren Kriterien — laufend angepaßt. Dieser amt-
liche Kurs bestimmt aber nur den „Außenwert“ 
der Währung (Valuta-Rubel, Devisen-Forint, De- 
visen-Zloty bis 1982 und von diesem Jahr nur 
Zloty), denn zu diesem Kurs werden keine Devi-
sen eingetauscht. Die Funktion dieser „Außen-
währung“ wurde damit umschrieben, daß sie „die 
Preise für Exporte und Importe, die in kapitali-
stischer Währung beglichen werden, in einer ge-
eigneten Einheit mit

6
 einem patriotischen Namen 

ausdrücken“ )

Die Vorteile dieses — grob skizzierten — Wäh-
rungssystems liegen auf der Hand: Es schirmt die 
eigene Währung von dem Einfluß des Weltmark-
tes ab, unterbindet den direkten internationalen 
Preiszusammenhang vollständig und verhindert 
so, daß über die Export- und Importpreise ir-
gendein ungewollter Einfluß auf das inländische 
Preisniveau durchschlägt. Es ist somit ein Instru-
ment, das den Import von Inflation verhindert.
Dieses System hat aber auch seine Nachteile: Es 
verhindert eine exakte Berechnung der Rentabili-
tät von Export- und Importgeschäften sowie die 
auch nur einigermaßen genaue Kalkulation von 
Kosten und Nutzen der internationalen Arbeits-
teilung und der RGW-Integration. Diese Nach-
teile haben sich im Laufe der Zeit immer stärker 
bemerkbar gemacht und dazu geführt, daß es in-

zwischen in allen osteuropäischen Volkswirt-
schaften — die Sowjetunion ausdrücklich ausge-
nommen — mehr oder weniger weitreichende 
Veränderungen im Außenwirtschaftssystem gege-
ben hat7).

7) H. Machowski (Anm. 5), S. 155 f.; J. Wesolowski, 
The monetary System of the CMEA member-countries, 
Warschau 1977 (in polnisch).

Bei nicht zum Handelsverkehr gehörenden Ge- 
schäften/Zahlungen war es jedoch unmöglich, 
die Wechselkursmechanismen außer Kraft zu set-
zen. Alle Dienstleistungen innerhalb eines osteu-
ropäischen Landes konnten nur zu Inlandsprei-
sen, ausgedrückt in der nationalen Währung des 
betreffenden Landes, beglichen werden. Deshalb 
war es absolut notwendig, den offiziellen Wech-
selkurs als Verrechnungsbasis zwischen den na-
tionalen Währungen der sozialistischen Länder 
zu benutzen. Am Anfang wurden diese Wechsel-
kurse ohne Rücksicht auf die wirkliche Kaufkraft 
der nationalen Währungen sowie auf ihre rein 
fiktive und rein formale Goldparität festgelegt. 
Die osteuropäischen Währungen waren nach 
dem Zweiten Weltkrieg jedoch nie wirklich durch 
Gold gedeckt. Daran ändert auch die Tatsache 
nichts, daß man einigen Geldeinheiten, wie z. B. 
der tschechischen Krone, eine solche „bindende“ 
Verpflichtungserklärung aufgedruckt hat. Ihre 
Golddeckung ist fiktiv und rein formal. Sie hat 
bis in die siebziger Jahre lediglich dazu gedient, 
das Austauschverhältnis der sozialistischen Wäh-
rungen untereinander festzulegen.
Die erwähnte Abschottung der nationalen Wäh-
rungen der osteuropäischen Länder vom interna-
tionalen Währungssystem und Güteraustausch 
(insbesondere in ihrer Funktion als Wertmaßstab 
und Zahlungsmittel) machte ein vertraglich abge-
sichertes System zur Regelung des gegenseitigen 
Austausches und des Zahlungsverkehrs innerhalb 
des RGW notwendig.
Das erste Problem bestand darin, angemessene 
Preise festzulegen, zu denen der Güteraustausch 
abgewickelt werden konnte. Bis zum Beginn der 
fünfziger Jahre wurde der Warenaustausch inner-
halb des RGW zu Weltmarktpreisen abgerechnet. 
Als aber nach dem Korea-Krieg die Weltmarkt-
preise kräftig anstiegen, einigten sich die RGW- 
Staaten auf das Einfrieren der Preise (sogenannte 
„stabile Preise“) im gegenseitigen Zahlungsver-
kehr. Nach Ablauf von vier Jahren sollten diese 
wieder dem Weltmarktniveau angeglichen wer-
den. Während des 9. Treffens der RGW-Mit-
gliedstaaten 1958 in Bukarest kam man überein, 
die durchschnittlichen Weltmarktpreise des Jah-
res 1959 als Basis für den Außenhandel und den 
Zahlungsverkehr aller sozialistischen Staaten in

6) Vgl. P. Wiles, Communist international economy, 
Oxford 1968, zitiert nach H. Machowski (Anm. 5), 
S. 155.



den Jahren 1960 bis 1964 zugrunde zu legen. 
Nach 1964 wurden dann die durchschnittlichen 
Weltmarktpreise von 1960 bis 1964 als Basis für 
„neue“ oder „stabile Preise“ in den Handelsbe-
ziehungen der RGW-Länder für die Jahre 1965 
bis 1970 übernommen usw.
In den folgenden Jahren übten die nicht unbe-
trächtlichen Unterschiede zwischen dem neuen 
und dem alten Preisniveau einen starken und in 
vielen Fällen negativen Einfluß auf die Zah-
lungsbilanz einiger sozialistischer Länder, insbe-
sondere auf die kleineren von ihnen, aus. Seit 
Mitte der sechziger Jahre erfolgten die Preiskor-
rekturen nicht mehr im Vierjahresrhythmus, son-
dern bereits nach Ablauf von zwei Jahren. Trotz-
dem lagen die Preise im Außenhandel der soziali-
stischen Staaten untereinander im Schnitt um 
20% bis 30% über den vergleichbaren Preisen in 
westlichen Ländern oder auf dem Weltmarkt8).

8) Vgl. S. Polaczek, Economic integration of the socia-
list countries and Poland’s foreign trade, Warschau 
1971 (in polnisch), S. 159.

9) H. Machowski (Anm. 5), S. 157 f.
10) Es sollte angemerkt werden, daß einige sozialisti-
sche Länder sogenannte „harte Währungen“ (US-Dol-
lar, Schweizer Franken) zur Grundlage von Handels-
vereinbarungen haben. Z. B. werden Zahlungen für die 
Warenlieferungen zwischen Polen und der Volksrepu-
blik China in Schweizer Franken abgewickelt. Seit den 
achtziger Jahren sind einige RGW-Länder wie z. B. Un-
garn und die Sowjetunion dazu übergegangen, sich zu-
sätzliche Warenlieferungen, die in den vorher beschlos-
senen Handelsabkommen nicht vereinbart worden wa-
ren, in „harter Währung“ vergüten zu lassen.

Auch muß erwähnt werden, daß bis 1963 der 
gesamte Handelsverkehr der europäischen sozia-
listischen Länder untereinander durch bilaterale 
zwischenstaatliche Verträge geregelt wurde. Zu-
erst vereinbarte man sogenannte Clearing-Ab-
kommen auf Dollarbasis, später dann auf der 
Basis des sogenannten „Transferrubels“, dessen 
Parität zu Gold gleich zu dem in der Sowjetunion 
zirkulierenden Rubel war. Aufgrund der großen 
wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Handelspartnern änderte sich der Wert 
des „Transferrubels“, der ersten künstlichen 
Währung innerhalb des RGW, bei jedem neuen 
Verrechnungsabkommen. Erwirtschaftete ein be-
stimmtes Land einen Überschuß in der Handels-
bilanz, war es ihm jedoch nicht möglich, sich die-
sen Überschuß in Gold, „harten Währungen“ 
oder gar durch zusätzliche Warenlieferungen aus 
anderen osteuropäischen Ländern vergüten zu 
lassen, da diese ihre Produktion ja strikt geplant 
hatten und normalerweise nicht über zusätzliche 
Mengen an Gütern und Dienstleistungen für den 
Export verfügten. Der Überschuß in einer in 
Wirklichkeit nicht existierenden Währung, dem 
„Transferrubel“, wurde einfach auf ein Bank-
konto des betreffenden sozialistischen Landes 
gutgeschrieben, das aber in der Praxis von dem 
so „blockierten“ Geld keinen Gebrauch machen 
konnte.
Die Grundlage hierfür bilden die alle bindenden 
Regeln des Intra-RGW-Zahlungs- und Verrech-
nungsverkehrs. „Für den gegenseitigen Waren-
austausch — das ist die mit Abstand wichtigste 

Form der internationalen Zusammenarbeit im 
RGW — gelten folgende Regelungen:
— Er wird ausschließlich auf der Grundlage bi-
lateraler Handelsabsprachen auf Regierungse-
bene abgewickelt (fünfjährige Handelsabkom-
men und jährliche Waren-Protokolle).
— Er unterliegt einem strengen Kontingentie-
rungsregime, d. h. für die jeweils volkswirtschaft-
lich wichtigsten Handelsgüter (.harte Waren') 
werden mengenmäßige Ausfuhr- und Einfuhr-
kontingente, für alle übrigen Waren (.weiche 
Waren') Wertkontingente festgesetzt.
— Er wird bilateral mit Hilfe des Transferrubels 
— einer künstlichen Verrechnungseinheit (seit 
1963) — verrechnet.
— Er wird auf der Grundlage von Vertragsprei-
sen abgerechnet, die ebenfalls auf Regierungs-
ebene bilateral ausgehandelt werden. Basis der 
RGW-Vertragspreise sind — wie es das soge-
nannte RGW-Komplexprogramm von 1971 for-
muliert hat — .die Weltmarktpreise, die vom 
schädlichen Einfluß konjunktureller Faktoren 
des kapitalistischen Marktes bereinigt sind'. Die 
so vereinbarten Vertragspreise blieben bis 1974 
grundsätzlich für fünf Jahre konstant. Seit 1975 
werden diese Preise jährlich neu festgelegt, aus-
gehend von der Entwicklung der Weltmarkt-
preise in den jeweils vorausgegangenen fünf Jah-
ren.“9)
Es erstaunt nicht, daß der Naturaltausch noch 
immer die Hauptform des Handels innerhalb des 
RGW ist. Schon immer haben die östlichen Plan-
wirtschaften nach einem bilateralen Gleichge-
wicht im Bereich der gegenseitigen Güterliefe-
rungen gestrebt, unabhängig davon, welche Form 
der Verrechnung benutzt wurde — ob durch mul-
tilaterale Verrechnung im Intra-RGW-Handel, 
auf bilateraler Basis mit den Entwicklungslän-
dern oder in US-Dollar (oder anderen harten 
Währungen) im West-Handel10 ).
Die einzige Möglichkeit, am Welthandel teilzu-
nehmen, bestand für die Planwirtschaften in bila-
teralen Clearing-Abkommen mit dem jeweiligen 
Handelspartner, da ja die Voraussetzungen für 
die freie Konvertibilität der östlichen Währungen 



nicht gegeben waren. Viele Wirtschaftswissen-
schaftler haben bereits auf die negativen Folgen 
dieser bilateralen Clearing-Abkommen hingewie-
sen. In einem solchen System bleibe „der Außen-
handel notgedrungen auf Länder mit geringem 
Interesse am Warenaustausch oder geringen 
Möglichkeiten des Handels beschränkt“11 ).

11) Vgl. A. Schüler, Osthandelspolitik als Problem der 
Wettbewerbspolitik, Frankfurt/M. 1973, S. 212.
12) A. Zwass (Anm. 3), S. 162.
13) Sehr kritische Würdigungen der Funktion des 
„Transferrubels“ sind in den Untersuchungen polni-
scher und ungarischer Wissenschaftler enthalten (vgl. J. 
Wesolowski (Anm. 7), und J. Vincze (Anm. 3). Optimi-
stischere Darstellungen dieser „bizarren“ künstlichen 
Währung finden sich in sowjetischen Publikationen; 
siehe J. Konstantinov, The transferable rouble in the 
System of economic co-operation of CMEA member- 
countries, in: Ekonomices Koje Sotrudnicestvo Stan- 
clenov SEW, (1982) 9, S. 68—71.

14) Vgl. A. Zwass, Die Entwicklung des Außenhandels-
und Währungsmodells der RGW-Länder, in: Osteuropa 
Wirtschaft, (1970) 1, S. 29.

Radikale Maßnahmen zur Lösung oder Überwin-
dung der Probleme, die sich aus dem Bilateralis- 
mus in den Handels- und Währungsbeziehungen 
der RGW-Staaten ergeben, wurden bereits im 
Oktober 1963 untersucht. Noch 1963 wurde das 
Abkommen über multilaterale Verrechnungen 

und über die Bildung der „Internationalen Bank 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit“ (IBWZ) 
unterzeichnet. Die Gründungsmitglieder der 
IBWZ, die ihre Tätigkeit am 1. Januar 1964 auf-
nahm, waren Bulgarien, die Tschechoslowakei, 
die DDR, die Mongolei, Polen, Rumänien, die 
UdSSR und Ungarn; später folgten Kuba (1974) 
und Vietnam (1977) als Mitglieder. Das Stamm-
kapital der Bank beträgt laut Satzung 305,3 Mio. 
Transferrubel, wovon ein Teil in Gold oder kon-
vertiblen Währungen aufzubringen ist. Zuletzt 
waren rund 122 Mio. Transferrubel (40%) einge-
zahlt, davon die Hälfte in konvertiblen Währun-
gen.

II. Die Funktion des „Transferrubels“ im Außenhandel 
der sozialistischen Staaten

Wie bereits erwähnt, ist der „Transferrubel“ die 
gemeinsame Recheneinheit der RGW-Banken. 
Deren Tätigkeit hängt deshalb von der Funk-
tionsfähigkeit dieser Recheneinheit, von ihrer 
„Geldwertigkeit“, ab121). Wenn wir die verschie-
denen Auffassungen über die Fun

13
ktion des 

„Transferrubels“ ),  der ja in Wirklichkeit über-
haupt nicht einlösbar ist, verstehen wollen, dür-
fen wir nicht vergessen, daß es sich bei dieser 
künstlichen Einheit lediglich um ein Verrech-
nungsinstrument für vorher festgelegte Waren-
kontingente handelt, die unabhängig davon ge-
liefert werden, ob der Käufer das für deren Be-
zahlung nötige Geld hat oder nicht. Geld ist 
keine Voraussetzung für die Lieferungen an den 
Kunden, denn die IBWZ stellt die Gelder auto-
matisch zur Verfügung. Geld fungiert lediglich 
als Notbehelf, um etwaige Disparitäten in den 
gegenseitigen Warenlieferungen (die zwar ausge-
wogen sein sollten, es aber nicht immer sind) zu 
überbrücken. In diesem Fall erhält das Land mit 
dem Defizit einen Überbrückungskredit, um an 
das andere Land zahlen zu können. Das Darle-
hen wird jedoch nur zur Bezahlung der Güter 
gewährt, die zu festgelegten Quoten als Teil der 
multilateralen Verrechnungsabkommen geliefert 

worden sind, nicht aber, um andere Waren kau-
fen zu können.
Die hier grob skizzierte Konzeption der Verrech-
nung vermittels des „Transferrubels“ erinnert an 
die Arbeitsweise der westeuropäischen Verrech-
nungseinheit ECU, allerdings ohne irgendeine 
Einschaltung von Gold oder Dollar in den Ver-
rechnungsverlauf. Dieser Unterschied „war ent-
scheidend für die weitere Entwicklung der Han-
dels- und Währungsbeziehungen. Da der ,Trans- 
ferrubel’ generell nicht tauschbar ist und ein akti-
ver Rubelsaldo weder innerhalb des RGW- 
Marktes noch nach außen irgend etwas zu leisten 
vermag, verliert eine Ansammlung von Rubelgut-
haben jeden Sinn. Kein Wunder, daß die Mit-
gliedsländer eine vollständig ausgeglichene Zah-
lungsbilanz nicht generell, sondern mit jedem 
Mitgliedsland ges
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ondert anstreben. Unter diesen 
Umständen wurde die Funktion der Bank auf die 
einer reinen Verrechnungsstelle reduziert.“ )
Zwar wurden mit der IBWZ und dem „Transfer-
rubel“ die technischen Möglichkeiten zur Multi-
lateralisierung des Intra-RGW-Handels geschaf-
fen, aber nach wie vor werden die Verträge zwi-
schen den RGW-Partnern bilateral abgeschlos-
sen. Die Verwendungsmöglichkeit von „Transfer-
rubeln“ ist stark eingeschränkt, denn Guthaben 
in „Transferrubeln“ ermöglichen keine unmittel-
baren Käufe in einem anderen Partnerland; ihre 
Verwendung muß vielmehr jedesmal in einem 
neuen Handelsabkommen vereinbart werden. 
Die Zinsgutschriften, die ein Überschußland von 
der IBWZ erhält, sind ebenfalls nur sehr schwer



in Güter umzuwandeln, so daß der „Transferru-
bel“ weder die Funktion eines uneingeschränkten 
Zahlungsmittels noch die eines Akkumulations-
mittels (Wertaufbewahrungsfunktion) erfüllt15 ).

15) Vgl. H. Machowski (Anm. 5), S. 158—161; S. Polac-
zek, The strengthering of the role of money and econo- 
mic development, Warschau 1983 (in polnisch).
16) Eine detailliertere Erörterung dieser Probleme fin-
det sich bei J. Kornai, Growth, shortage and efficiency. 
A macroeconomic model of the socialist economy, Ox-
ford 1982, und A. Nove, The economics of feasible 
socialism, London 1983.

17) Ein gutes Beispiel für die Darstellung des Konzepts 
„eines wirtschaftlich begründbaren Wechselkurses“ als 
spezifisch sozialistisches Konzept in der wissenschaftli-
chen Literatur der sozialistischen Länder ist der in einer 
ungarischen Zeitschrift abgedruckte Artikel von L. Rus- 
mich, Value aspects of the development of socialist 
Integration, in: Acta Oeconomica, 31 (1983) 3—4, 
S. 241—258.

Der „Transferrubel“ war von Anfang an nie das 
Produkt eines Marktes, also keinen den Wert be-
stimmenden Bedingungen ausgesetzt. Daher ist 
seine Funktion mit denen einer marktabhängigen 
Währung nicht zu vergleichen. Der Grund hier-
für ist nicht nur in dem Währungssystem (und 
seinen Subsystemen) der osteuropäischen Länder 
und der Sowjetunion, sondern in der Natur der 
Planwirtschaft selbst zu sehen. Es mutet fast pa-
radox an, daß die östlichen Planwirtschaften ei-
nerseits bis heute nicht in der Lage waren, ihren 
Währungen die üblichen Marktfunktionen des 
Geldes einzuräumen, und daß sie sich anderer-
seits unfähig zeigten, eine Währung zu schaffen, 

deren Funktion besser auf ihre eigenen Wirt-
schaftsstrukturen zugeschnitten ist. Wie bereits 
erwähnt, ist es dem „Transferrubel“ nicht gelun-
gen, sich als ein echtes Zahlungsmittel durchzu-
setzen. Der Grund hierfür liegt nicht in den be-
stehenden Handelsbeziehungen innerhalb des 
RGW (die auf Austauschquoten basieren), son-
dern in dem Verhältnis der Produktionsbereiche 
einzelner Mitgliedstaaten zu anderen begründet.
In den Wirtschaftssystemen der Sowjetunion und 
der osteuropäischen Länder gibt es ebenso viele 
Vernunftwidrigkeiten und Absurditäten wie es 
Gründe für eine radikale Reform dieser Systeme 
gibt. Aber nur Reformen, die auf die Gesundung 
aller Teile dieser Systeme gleichzeitig zielen, wer-
den die Leistungsfähigkeit insgesamt tatsächlich 
verbessern können und nicht nur an Währungs-
oder Finanzproblemen herumkurieren.

III Konsequenzen des östlichen Währungssystems

Es kann hier nicht diskutiert werden, welche 
grundlegenden Reformen notwendig wären, um 
die Leistungsfähigkeit der sozialistischen Plan-
wirtschaften zu verbessern. Trotzdem aber sollte 
kurz angemerkt werden, daß viele Wissenschaft-
ler, die den Begriff „grundlegende Reformen“ 
verwenden, fordern, die zentralen Planer sollten 
ihre Versuche, den alltäglichen Betrieb der Un-
ternehmen zu kontrollieren, aufgeben; die einzel-
nen Unternehmen müßten selbst entscheiden, 
was wie zu produzieren sei, von wem Produkti-
onsinputs gekauft und wem das fertige Produkt 
anschließend angeboten werden sollte. Die Preise 
— einschließlich des Wechselkurses und des 
Zinssatzes — sollten, so ihre Forderung, freigege-
ben werden, so daß die Unternehmen den realen 
Wert ihrer Produktion richtig einschätzen kön-
nen. Der Staat würde aber weiterhin öffentliche 
Güter wie Verteidigung und Gesundheitsfürsorge 
bereitstellen und würde über die Steuern, Sub-
ventionen und die Kontrolle des Kapitals so
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wie 
des Devisenmarktes einen beträchtlichen Einfluß 
auf die Wirtschaft ausüben ).

Derartige grundlegende ökonomische Reformen 
lassen sich allerdings nicht ohne die gleichzeitige 
Einführung einer starken Währung und realisti-

scher Marktpreise erfolgreich durchführen. Mit 
anderen Worten: Solange es keine echte Grund-
lage für einen realistischen Wechselkurs zwischen 
den nationalen Währungen der sozialistischen 
Länder und den konvertiblen westlichen Wäh-
rungen (ebenso zwischen „Transferrubel“ und 
konvertiblen Währungen) gibt, sind Ziele wie 
z. B. ein ausgewogener Güteraustausch, Kalkula-
tionen von Produktionskosten, Profiten etc. nicht 
erreichbar. Deshalb müßte die Verbesserung des 
Währungssystems der erste Schritt in Richtung 
auf die erwähnten „grundlegenden Reformen“ 
aller Bereiche der sozialistischen Volkswirtschaft 
sein.
Ein realistischer bzw. ökonomisch vernünftiger 
Wechselkurs kann indessen nur auf der Basis an-
gemessener Preise zustande kommen, die der 
wirklichen Situation auf dem Markt eines be-
stimmten sozialistischen Landes (oder innerhalb 
des RGW) entsprechen. Deshalb ist es auch un-
sinnig, die Einführung eines sogenannten „wirt-
schaftlich gestützten Wechselkurses“ als ökono-
mische Kategorie des Sozialismus zu diskutieren 
bzw. zu erwägen 7).
Selbst die Befürworter einer solchen Konzeption 
geben zu, daß ein wirtschaftlich begründeter



Wechselkurs — der ja zuallererst ein Instrument 
zur Optimierung des nationalen Wirtschaftsplans 
wäre — niemals den realen Wert dieser Währung 
im Verhältnis zu anderen Währungen wiederge-
ben würde.
Da der Wechselkurs selbst einen Hebel zur Wirt-
schaftsregulierung darstellt, muß er relativ stabil 
bleiben, während sich der relative Wert der Wäh-
rungen konstant ändert. Dies trifft insoweit zu, 
als ein exaktes, stabiles Verhältnis der Währun-
gen untereinander praktisch niemals hergestellt 
werden kann. Der objektive relative Wert von 
Währungen steht im selben Verhältnis zum wirt-
schaftlich begründeten Wechselkurs wie der Wa-
renwert zum Warenpreis. Obwohl der Wechsel-
kurs die Basis darstellt, gilt er gleichzeitig als 
wertender Ausdruck für die Tatsache, daß die 
Bedingungen für die Reproduktion in einer so-
zialistischen Wirtschaft innerhalb der Gesamt-
struktur der Weltwirtschaft einmalig sind. Diese 
Einmaligkeit beruht auf den Unterschieden von 
Produktivität und Einkommensverhältnissen ei-
ner wirtschaftlichen Gesamtheit zu anderen Be-
reichen, sei es nun regional betrachtet oder mit 
Blick auf die Weltwirtschaft insgesamt.
Solche Unterschiede werden in der realen Kauf-
kraft der einzelnen nationalen Währungen deut-
lich. Folglich entspricht die relaltive Kaufkraft 
dieser Währungen nicht dem realistischen Wech-
selkurs, sondern dem objektiven relativ
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en Wert 
dieser Währungen, der ja bekanntlich immer 
vom Wechselkurs abweicht ).
Es sei hier betont, daß selbst der sogenannte 
„realistische Wechselkurs“ keine besondere Be-
deutung für das Rechnungswesen oder die „Opti-
mierung von Wirtschaftsplänen“ hat, solange die 
wirtschaftliche Kontrolle zentralisiert ist und der 
Außenhandel auf makroökonomischer Ebene 
durch das „Ausbalancieren der Preise“ (wie die 
Wirtschaftsliteratur in den sozialistischen Staaten 
das nennt) abgewickelt wird. Angesichts dieser 
Sachlage dient der Wechselkurs nicht als Para-
meter für die Wirtschaftspolitik.
In einer dezentralisierten Planwirtschaft aller-
dings, wie es sie seit 1968 in Ungarn und seit 
1981/82 in Polen gibt, wo mehrere größere Un-
ternehmen die Befugnis erhalten haben, sich am 
Außenhandel zu beteiligen und wo die Außen-
handelsverrechnung in die Produktionskalkula-
tion integriert ist, muß der Wechselkurs reali-
stisch sein (und dem Marktkurs entsprechen).
Bereits Mitte der sechziger Jahre haben einige 
osteuropäische Länder (nämlich Polen, die CSSR 

und Ungarn) sogenannte Umrechnungsfaktoren 
eingeführt, die den Wirtschaftsplanern ein reali-
stisches Bild der Kaufkraft ihrer nationalen Wäh-
rungen auf den Weltmärkten vermitteln sollen. 
Diese Faktoren wurden auf der Basis von Ausga-
ben für Devisenkäufe (in nationaler Währung) 
im Intra-RGW-Handel oder im Handel mit der 
Dritten Welt berechnet. Man fand heraus, daß 
das Verhältnis von nationaler Währung zum 
„Transferrubel“ und zum US-Dollar, wenn dieses 
in Kaufkraftparität gemessen wurde, sehr ver-
schieden von den offiziellen festgesetzten Wech-
selkursen war: 1 Transferrubel = 1,11 US-Dollar 
im Jahr 1971; 1,2 US-Dollar 1972; 1,39 US-Dol-
lar 1975 und 1,41 US-Dollar 1980.
Ungarn erkannte diese Disparität als erstes 
RGW-Mitglied offiziell an, indem es am 1. Ja-
nuar 1976 den offiziellen Wechselkurs bei 41 Fo-
rint zu einem US-Dollar und 35 Forint zu einem 
„Transferrubel“ festsetzte. 1982 folgte dann Po-
len und legte den offiziellen Wechselkurs — seit-
dem immer gleich mit dem sogenannten „Touri-
sten-Wechselkurs“ — bei 124 Zloty pro US-Dol-
lar und 69 Zloty zu einem „Transferrubel“ fest.
Heute werden die Währungen der einzelnen so-
zialistischen Länder nur in Fällen des nicht-kom-
merziellen Zahlungsverkehrs zwischen den 
RGW-Staaten und im Tourismusgeschäft mit 
dem Westen zu einem mehr oder weniger realisti-
schen Wechselkurs ge- und verkauft. Die Wech-
selkurse für nicht-kommerzielle Zahlungen wur-
den auf der Prager Konferenz im Februar 1963 
auf der Basis eines vereinbarten Waren- und 
Dienstleistungskorbs festgelegt.
Die in der Tabelle aufgeführten „realistischen 
Wechselkurse“ vom Juni 1978 kann man kaum 
als realistisch für das Verhältnis der einzelnen 
Währungen zum US-Dollar sowie zum sowjeti-
schen Rubel (oder „Transferrubel“) bezeichnen. 
Das gilt nicht nur für den völlig unrealistischen 
offiziellen Kurs des polnischen Zloty zum US- 
Dollar (bis 1982 3,33 Zloty zu einem US-Dollar 
und später 4,44 Zloty zu einem US-Dollar), son-
dern auch für die Wechselkurse der Währungen 
anderer sozialistischer Staaten zu konvertiblen 
und auch nicht-konvertiblen Währungen.
Da es keinen freien Geldverkehr im Nicht-Han-
delsverkehr (z. B. im Tourismus) zwischen den 
einzelnen RGW-Ländern gibt, darf z. B. jeder 
polnische Bürger nur einen strikt begrenzten Zlo-
tybetrag in andere RGW-Währungen eintau-
schen (1983 waren es 20 000 Zloty in einem Zeit-
raum von zwei Jahren; 1985 bereits 30 000 Zloty 
in zwei Jahren). Ähnliche Höchstgrenzen sind für 
rumänische, tschechische, bulgarische, ungari-
sche, sowjetische und ostdeutsche „Touristen“,18) Ebd., S. 253.



die ihre Währung gegen die eines bestimmten 
sozialistischen Landes einzutauschen wünschen, 
vereinbart worden19 ). Es stimmt also nicht, daß 
„die Nachfrage nach fremder Währung in den 
Intra-RGW-Beziehungen mehr oder weniger be-
friedigt wäre und ein Schwarzmarkt für Ost-De-
visen nicht existieren würde“20 ). Dies stimmt des-
halb nicht, weil — wie bereits erwähnt — der 
Wechselkurs der einzelnen osteuropäischen Wäh-
rungen zueinander (besonders im Fall des unga-
rischen Forint) völlig willkürlich festgelegt wird 
und daher fast zwangsläufig zu einem blühenden 
Devisen-Schwarzmarkt und Schmuggel unter den 
osteuropäischen Touristen führt.

l19) Mit Ausnahme der ungarischen Touristen, die in die 
CSSR, Polen und die DDR reisen, sowie der ostdeut-
schen Touristen, die Polen besuchen.
20) Vgl. A. Zwass (Anm. 3), S. 183.

21) Für detailliertere Informationen siehe J. Winiecki, 
Permanent problems of disequilibria and shortage in 
centrally-planned economies, in: Skandinaviska Ens- 
kilda Banken Quarterly Review, (1984) 3, S. 95—102.

Obwohl der polnische Zloty in den letzten Jahren 
wiederholt gegenüber dem Forint abgewertet 
worden ist (von 1,6 Zloty zu einem Forint im 
Jahre 1978 auf ungefähr 6 Zloty zu einem Forint 
im Jahr 1985), entspricht der heutige offizielle 
Kurs für nicht-kommerzielle Zahlungen (z. B. 
Tourismus) nicht der realen Kaufkraft des Fo-
rint. Paradoxerweise sind in den vergangenen 
Jahren die tschechische Krone zweimal (von 1,6 
auf 2,22 Forint pro Krone) sowie die Ostmark 
(von 5,85 auf 6,1 Forint) gegenüber dem Forint 
aufgewertet worden. Trotzdem bieten die tsche-
choslowakischen Touristen, die Ungarn besu-
chen, die Krone zu einem sehr viel niedrigeren 
Schwarzmarktkurs von 1 Krone zu 1 Forint an 
und die Ostdeutschen verkaufen ihre Mark im 
Verhältnis 1 :4.
Anzumerken ist noch, daß die Wechselkurse für 
den Tourismus in Osteuropa 1963 auf den Be-
rechnungen der Lebenshaltungskosten einer vier-

köpfigen Diplomatenfamilie basierend festgelegt 
wurden und auch heute noch gültig sind — mit 
einigen Anpassungen allerdings, die immer dann 
vorgenommen wurden, wenn die Lebenshal-
tungskosten um mehr als 5% innerhalb eines 
Landes stiegen. Wie einige Kritiker dieser Be-
rechnungsmethode zu Recht bemerken, sieht der 
„Einkaufskorb“ eines Diplomaten jedoch völlig 
anders aus als der eines „normalen“ Touristen.

Es muß hier auch erwähnt werden, daß sich in-
nerhalb des RGW nie ein „echter Tourismus“ mit 
dem Ziel, andere Länder und Völker kennenzu-
lernen, entwickelt hat. In Wirklichkeit ist der so-
genannte „Touristenverkehr“ innerhalb Osteuro-
pas für die Masse der Touristen nichts anderes 
als eine Einkaufsreise — die Leute wollen ein-, 
fach Waren im Ausland kaufen, die es zu Hause 
nicht gibt oder die dort sehr viel teurer sind.

Diese Motivation trifft für die meisten osteuro-
päischen Touristen, mit Ausnahme der Ungarn, 
zu und beruht auf dem chronischen Mangel an 
Waren innerhalb der einzelnen Mitgliedslän-
der21 ).

Auch das Ansteigen der Schwarzmarktkurse in-
nerhalb Osteuropas ist hierauf zurückzuführen. 
Da die Menge an Geld, die den polnischen, 
tschechoslowakischen, ostdeutschen und rumäni-
schen Touristen in Ungarn (für Polen auch in der 
DDR und CSSR) zur Verfügung steht, „nicht 
ausreicht“, um die Waren zu kaufen, die knapp, 
teuer und nur in den „Inter-Shops“ (gegen „harte 
Währung“) oder in den Privatläden (zu freien 
Marktpreisen) zu haben sind, steigen die



Schwarzmarktpreise in Osteuropa. Die Wurzeln 
dieses Übels sind wiederum im Bereich der Pro-
duktion und der Preisregelung zu suchen. Die 
Mehrheit der RGW-Länder hält die Preise für die 
meisten Konsumgüter auf einem relativ niedrigen 
Niveau, so daß kein Anreiz zur Produktions- und 
Produktivitätssteigerung entsteht. Nur Ungarn, 
gefolgt in den letzten drei Jahren von Polen (je-
doch ohne die gleichen Resultate wie in Ungarn), 
hat seine Preise um mehr als 40% zwischen 1980 
und 1984 angehoben. Deshalb wurde Ungarn 
zum teuersten RGW-Land, aber auch zugleich 
zum beliebtesten Reiseziel osteuropäischer Touri-
sten, denn dort gibt es eine reichliche Versorgung 
mit Waren.

Im Hinblick auf die „harten Währungen“ ist die 
Lage ähnlich, die Diskrepanz zwischen Angebot 
und Nachfrage noch viel größer und offensichtli-
cher. Aus diesem Grund sind die Unterschiede 
zwischen offiziellem und Schwarzmarktkurs hier 
(siehe Abb. 3) weitaus größer. Es muß jedoch be-
tont werden, daß beide Wechselkurse nicht reali-
stisch sind und in keinem Fall die echte Kauf-
kraft widerspiegeln, sondern lediglich das Resul-

tat einer bestimmten Angebots- und Nachfragesi-
tuation darstellen22 ).

22) Zur zusätzlichen Erläuterung der in Tabelle 3 aufge-
führten Daten sollte erwähnt werden, daß z. B. das 
durchschnittliche Monatsgehalt eines Industriearbeiters 
in Polen im Juli 1985 ca. 23 000 Zloty betrug: die Preise 
für ausgesuchte Lebensmittel und Dienstleistungen wa-
ren wie folgt: 1 kg Brot 30—40 Zloty; 1 Liter Milch 
12—18 Zloty; 1 kg Fleisch 450—600 Zloty, 1 kg Kar-
toffeln 15—20 Zloty, 1 Busticket (innerhalb der Stadt) 
3—9 Zloty.

Diese Faktoren scheinen zugleich einen gewissen 
Einfluß auf einen recht gut florierenden 
Schwarzmarkt — oder besser: „Graumarkt“, wie 
er in westlichen Publikationen genannt wird — 
auszuüben. Auf diesem „Graumarkt“ werden 
Ost-Währungen von westlichen Banken ange-
kauft und verkauft — natürlich zu Kursen, die 
weit unter dem offiziellen von den RGW-Staaten 
festgesetzten Touristenkursen liegen. In der er-
sten Augusthälfte dieses Jahres hat die deutsche 
Verkehrs-Kredit-Bank in West-Berlin Ost-Devi-
sen zu folgenden Kursen gehandelt:

Die oben aufgeführten Zahlen vermitteln einen 
interessanten Einblick in das Verhältnis des 
„westlichen Graumarktkurses“ zu den offiziellen 
Touristenkursen. In Polen muß der West-Tourist 
der Bank 2,20 DM bezahlen um 200 Zloty zu 
erhalten, auf dem westlichen „Graumarkt“ zahlt 
man dagegen nur 1,30 DM für 200 Zloty und auf 
dem polnischen Schwarzmarkt kann man schon 
für 1,— DM 200 Zloty erstehen. Das zuletztge- 
nannte Tauschgeschäft ist jedoch illegal und so-
wohl für den West-Touristen als auch für den 
polnischen Staatsbürger mit Risiken verbunden. 
In diesem Fall beträgt das Verhältnis zwischen 
dem „grauen“ Marktkurs (West-Berlin 1985) und 
dem offiziellen Kurs mehr als 4:1, für Forint ist 
es dagegen nur 1,3:1 — die Disparität ist hier 
deshalb kleiner, weil in Ungarn die Nachfrage 
nach Konsumgütern besser befriedigt wird als in 
den anderen RGW-Staaten.



IV. Einige Schlußfolgerungen

Wie bereits festgestellt, ist es sehr schwierig, die 
Grundlagen und Funktionsweisen des Wäh-
rungssystems der RGW-Länder lediglich aus ei-
nem wirtschaftlichen Verständnis heraus zu er-
klären. Tatsächlich können die nicht-konver-
tiblen Währungen dieser Länder weder zu Han-
delstransaktionen eingesetzt werden noch als 
Grundlage für die Entwicklung wirklicher Kre-
ditbeziehungen dienen.
Einige Hoffnungen waren mit dem letzten Wirt-
schaftsgipfel der RGW-Staaten im Juni 1984 ver-
bunden, von dem man erhoffte, die oben skiz-
zierte Situation könnte dadurch geändert werden, 
daß die Mitgliedstaaten des RGW ihre Währun-
gen frei konvertierbar machten, zunächst den 
„Transferrubel“, in naher Zukunft dann die ein-
zelnen nationalen Währungen. Statt dessen 
tauchte im Schlußdokument am Ende des Wirt-
schaftsgipfels23 ) lediglich eine nebulöse Erklä-
rung auf, die dazu aufforderte, das bereits Beste-
hende im Währungs- und Preissystem der RGW- 
Länder zu verbessern: „Das geltende System der 
Preisbildung sowie die Valuta- und Finanzinstru-
mente sollen auch weiterhin vervollkommnet 
werden“ — was auch immer darunter zu verste-
hen ist. Ob die als Basis für die langfristigen 
Handelsverträge und für die jährlichen Proto-
kolle geltenden gleitenden Fünfjahresdurch-
schnitts-Weltmarktpreise weiterhin angewendet 
werden oder ob es diesbezüglich zu Modifikatio-
nen gekommen ist, kann aus der „Erklärung“ 
nicht ersehen werden24 ).

23) Siehe die Deklaration der Mitgliedsländer des Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe: „Die Erhaltung des 
Friedens und die internationale ökonomische Zusam-
menarbeit“ und „Erklärung über die Hauptrichtung der 
weiteren Entwicklung und Vertiefung der ökonomi-
schen und wissenschaftlich-technischen Zusammenar-
beit der Mitgliedsländer des RGW“, in: Neues 
Deutschland vom 16./17. Juni 1984.
24) Vgl. F. Levcik, Was brachte der RGW-Gipfel vom 
Juni 1984?, in: Osteuropa Wirtschaft, (1984) 4, S. 327, 
mit H. Machowski, RGW-Gipfeltreffen: Interessenaus-
gleich, in: DIW-Wochenbericht, (1984) 29.

Die Frage muß somit offen bleiben, ob die 
RGW-Länder in der näheren Zukunft sich zu 
weitreichenden und grundlegenden Reformen ih-
rer Wirtschaft entscheiden werden und eine kon-
vertible Währung schaffen oder — wie einige 
Wirtschaftswissenschaftler vermuten — erst die 
Konvertibilität ihrer nationalen Währungen und 
dann auf dieser Basis eine gemeinsame interna-
tionale Währung innerhalb der RGW-Staaten 
schaffen. Man sollte sich aber davor hüten, die 

Konvertibilität der einzelnen Währungen als Lö-
sung oder Allheilmittel für alle wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme dieser Länder zu sehen. 
Auch kann die Konvertierbarkeit einer Währung 
nicht einfach per Dekret erlassen werden.
Aus den vorstehenden Darlegungen ergibt sich, 
daß die Einführung der Konvertierbarkeit der 
osteuropäischen Währungen angesichts des exi-
stierenden Planwirtschaftssystems schlicht un-
möglich ist. Durch die Einführung der Konver-
tierbarkeit würden die RGW-Länder zum einen 
nicht alle Probleme lösen können, die mit ihrer 
großen Auslandsverschuldung verbunden sind, 
dafür aber das zentrale Planungssystem funk-
tionsunfähig machen. Wenn andererseits z. B. 
Ausländer ihre Währungen frei in russische Ru-
bel oder polnische Zloty tauschen dürften, könn-
ten sie versuchen, alle die Güter, die in diesen 
Ländern relativ billig sind, ungehindert zu kau-
fen. Eine solch ungezügelte Kaufkraft würde die 
zentralen Wirtschaftspläne, die Produktion und 
Verteilung in den RGW-Ländern bis in Detail 
regeln, durcheinanderbringen und undurchführ-
bar machen. Weil in Osteuropa das Preisniveau 
nicht durch Angebot und Nachfrage geregelt 
wird, könnten Ausländer subventionierte Waren, 
die künstlich billig gehalten werden, kaufen, 
während der Einheimische im Ausland nur die 
Güter kaufen könnte, die im Inland absichtlich 
teuer gehalten werden.
Zweifellos würden solche Kaufgeschäfte das 
Plansystem zerstören und Handelsnachteile für 
die RGW-Länder nach sich ziehen. Selbst wenn 
die RGW-Währungen — durch irgendein Wun-
der — ungehindert gegen andere Währungen ge-
tauscht werden könnten, würde dies wohl nicht 
hilfreich für den Handel innerhalb des RGW und 
auch nicht.für den Handel mit dem Westen und 
der Dritten Welt sein, da es so etwas wie eine 
„Nicht-Konvertierbarkeit von Gütern und Wa-
ren“ gibt. Mit anderen Worten: Der einzige Weg 
zu einem „normalen Währungssystem“, das auf 
vollkonvertierbaren Währungen basiert, führt 
über ein marktwirtschaftliches System innerhalb 
des „sozialistischen Kontextes“, das helfen wür-
de, die oben erwähnte „Nicht-Konvertierbarkeit 
von Gütern und Waren“ sowie die anhaltenden 
Probleme des Ungleichgewichts und der Knapp-
heit zu lösen.

25) Siehe z. B. I. Vincze, Das internationale Währungs-
system des RGW, Warschau 1983 (in polnisch) 
S. 312—328.



Doris Cornelsen: Die Wirtschaft der DDR 1981—1985. Bilanz des Fünfjahrplans
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 4/86, S. 3—15

Zu Beginn der achtziger Jahre hatten die Probleme des Außenhandels in der DDR-Wirtschaft 
einen absoluten Vorrang. Das Defizit im Westhandel mußte in einen Überschuß verwandelt wer-
den, um die hohe Westverschuldung abzubauen. Das bedeutete Knappheit an Ressourcen und 
Waren im Inland. Die „Ökonomische Strategie für die achtziger Jahre“ forderte deshalb ein qua-
litativ anderes Wachstumsmuster, nämlich Wachstum durch rationelleren Einsatz aller Produkti-
onsfaktoren („Intensivierung“).
Zur Durchsetzung der neuen Strategie wurde das System der Leitung und Planung schrittweise 
umgestaltet. Die wichtigsten Veränderungen waren die Bildung der Kombinate, die Veränderung 
in der direkten Steuerung (Plankennziffern, Normen und Normative, Bilanzierung), die Verände-
rung der indirekten Steuerung (vorsichtige Aufwertung der Rolle des Gewinns) und die Erweite-
rung der Kontrolle.
Der Fünfjahrplan 1981 bis 1985 war der zahlenmäßige Ausdruck der neuen Strategie. Seine 
wichtigsten Ziele waren die Beschleunigung des wirtschaftlichen Wachstums bei Senkung des 
spezifischen Material- und Energieverbrauchs und eine Konsolidierung im Außenhandel, die in 
erster Linie zu Lasten der Investitionstätigkeit gehen sollte. Die tatsächliche Entwicklung wurde 
durch die restriktive Haltung der westlichen Banken bei der Kreditvergabe und durch die Redu-
zierung der Erdöllieferungen aus der Sowjetunion zusätzlich erschwert. So ist das Wachstum 
unter den Planzielen geblieben, war aber mit rund 4 v.H. auch international beachtlich. Die wich-
tigsten Aufgaben — Senkung des spezifischen Verbrauchs, Reduzierung der Westverschuldung — 
sind jedoch erreicht worden. Allerdings hatte der Verbraucher — entgegen den ursprünglichen 
Planansätzen — einen großen Teil der Konsolidierungslasten zu tragen. Für den kommenden 
Fünfjahrplan ist eine Fortsetzung der „Intensivierungsstrategie“ wahrscheinlich.

Raymond Bentley: Technologischer Wandel in der Industrie der DDR 1945—1985

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 4/86, S. 16—27

Bei technologischem Wandel handelt es sich um die Entwicklung neuer Erzeugnisse und Verfah-
ren, die Verbesserung existierender Technologien und die allgemeine Verbreitung moderner 
Technologien in der Volkswirtschaft. Obwohl die DDR technologisch einen führenden Platz in 
Osteuropa und ein achtbares Niveau in der Welt innehat, bleibt sie hinter der Bundesrepublik 
zurück. Am größten scheint die deutsch-deutsche technologische Lücke in den progressiven Tech-
nologien zu sein. Gründe dafür waren die schwächeren Forschungs- und Entwicklungsbemühun-
gen der DDR verglichen mit denen der Bundesrepublik und die für den technologischen Wandel 
in der DDR nicht geeignete Beschaffenheit des bis 1962 bestehenden traditionellen Zentralpla-
nungssystems. Diese Hindernisse wurden im Neuen Ökonomischen System (NÖS) von 1963 bis 
1971 etwas abgebaut, aber nicht überwunden. In den Jahren 1968 bis 1971 wurde in der DDR ein 
großangelegter Versuch unternommen, das „Weltniveau“ der Technologie zu überholen. Diese 
offensive Strategie war zu ehrgeizig; sie spielte eine wichtige Rolle beim Abbruch des NÖS und 
enthielt unrealistische Ideen über industrielle Innovation, Prognostik und die Effektivität der 
Großforschung und Großproduktion.
Unter Honecker war die Technologiepolitik zwischen 1971 und 1985 besonnener. Die Rezentrali- 
sierung der Wirtschaft 1971 und die Einschränkung indirekter ökonomischer Steuerung brachten 
allerdings eine weitgehende Rückkehr zu den traditionellen Hindernissen mit sich, die den tech-
nologischen Wandel hemmten, obwohl in den folgenden Jahren auh Maßnahmen ergriffen wur-
den, um ihn zu beschleunigen. Die wichtigsten Änderungen betrafen die Kombinate und ihre 
Leistungsbemessung, die Grundlagenforschung und eine stärkere Förderung progressiver Tech-
nologien wie Mikroelektronik, Robotertechnik und EDV. Dennoch reichen die bereits getroffe-
nen und die voraussichtlich zukünftigen Maßnahmen in Richtung organisatorischer und planbe-
zogener Verbesserungen und eines vorsichtigen Gebrauchs von „ökonomischen Hebeln“ nicht 
aus, um die technologische Lücke zwischen den beiden deutschen Staaten zu verringern oder gar 
zu schließen.



Adam Gwiazda: Das Währungssystem der RGW-Länder

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 4/86, S. 28—37

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde in den Ländern des RGW ein Währungssystem nach dem 
Vorbild der Sowjetunion eingeführt, das die nationalen Währungen zwangsläufig auf ihre reine 
Binnenfunktion reduzierte. Erklärtes Ziel der Mehrzahl der osteuropäischen Regierungen war es, 
die eigene Währung von den Einflüssen des Weltmarktes abzuschirmen. Die Währungen der 
RGW-Länder sind daher nicht konvertierbar, das heißt, sie können nicht gegen Dollar, DM oder 
andere konvertierbare Währungen eingetauscht werden. Selbst innerhalb des östlichen Wirt-
schaftsverbundes ist ihre Gültigkeit begrenzt, sind sie ebenfalls nicht konvertibel und somit 
jeweils reine Binnenwährungen.
Dieses noch heute gültige Gefüge von monetären Beziehungen der sozialistischen Staaten unter-
einander ist die Konsequenz eines überzentralisierten Systems von Planung und Management, 
das u. a. zu der willkürlichen Festsetzung von Wechselkursen für Handel und Tourismus, unab-
hängig von Markteinflüssen, geführt hat. Sowohl gegenüber den harten Fremdwährungen als 
auch gegenüber den anderen osteuropäischen Währungen gibt es keinen „ökonomisch begründe-
ten“ Wechselkurs. Einige osteuropäische Währungen wurden daher von Anfang an im Verhältnis 
zu den anderen RGW-Währungen über-, andere unterbewertet. Noch heute ist dies eine Quelle 
permanenter Kontroversen zwischen mit währungspolitischen Angelegenheiten betrauten Regie-
rungsbeamten der einzelnen sozialistischen Länder. Zugleich liegt hier die Hauptursache für das 
Entstehen eines sogenannten Schwarzmarkt-Wechselkurses innerhalb der RGW-Staaten.
Bis heute haben sich die östlichen Planwirtschaften nicht in der Lage gezeigt, ihren Währungen 
die üblichen Marktfunktionen des Geldes einzuräumen bzw. eine Währung zu schaffen, deren 
Funktion besser auf ihre eigenen Wirtschaftsstrukturen zugeschnitten ist. Die von vielen Wissen-
schaftlern geforderten „grundlegenden Reformen“ der sozialistischen Volkswirtschaft werden 
sich indessen nicht ohne die gleichzeitige Einführung einer sich am internationalen Kapitalmarkt 
orientierten Währung und realistischer Marktpreise erfolgreich durchführen lassen.


	Impressum
	Die Wirtschaft der DDR 1981-1985. Bilanz des Fünfjahrplans
	I. Ausgangslage und die „ökonomische Strategie für die achtziger Jahre“ 
	II. Wirtschaftssystem: Reform in kleinen Schritten <fussnote> Vgl. Doris Cornelsen /Manfred Melzer /Angela Scherzinger, DDR-Wirtschaftssystem: Reform in kleinen Schritten, in: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.), Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, (1984) 2. </fussnote> 
	III. Planung und unerwartete Probleme 
	IV. Ziele, Maßnahmen und Ergebnisse 
	V. Zusammenfassung und Perspektiven 

	Technologischer Wandel in der Industrie der DDR 1945-1985
	I. Die Bedeutung des technologischen Wandels 
	II. Die technologischen Niveaus der Industrie in der DDR 
	III. Die Forschungs-und Entwicklungsbemühungen der DDR <fussnote> Weitere Einzelheiten und Statistiken zu diesem Thema sowie erste Vergleiche der FuE-Bemühungen der DDR mit denen der Bundesrepublik und anderen Ländern sind in R. Bentley (Anm. 8), insbesondere in Kapitel 3, Kapitel 7 und den Anlagen zu finden. Für bundesdeutsche Arbeiten über FuE in der DDR siehe z. B. A. Scherzinger, Zur Planung, Organisation und Lenkung von Forschung und Entwicklung in der DDR, Berlin (West) 1977, sowie Institut für Gesellschaft und Wissenschaft Erlangen, abg Analysen und Berichte aus Gesellschaft und Wissenschaft. </fussnote> 
	IV. Hindernisse für den technologischen Wandel innerhalb des traditionellen Zentralplanungssystems 1945-1962 
	V. Fördernde Kräfte für den technischen Wandel im traditionellen Zentralplanungssystem 
	VI. Technologischer Wandel im Neuen Ökonomischen System 1963-1971 
	VII. Ulbrichts Offensivstrategie für technologischen Wandel 1967/6841971 
	VIII. Technologischer Wandel unter Honecker 1971— 1985 

	Das Währungssystem der RGW-Länder
	Übersetzung aus dem Englischen: Michael Clauß, Bonn 
	I. Kurzbeschreibung des östlichen Währungssystems — Eine historische Perspektive 
	II. Die Funktion des „Transferrubels“ im Außenhandel der sozialistischen Staaten 
	III Konsequenzen des östlichen Währungssystems 
	IV. Einige Schlußfolgerungen 


